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Verkehrspolitik und wirtschaftllebe Interessenvertretungen. 
Von Dr. rer. pol. Willy Menzel, Chemnitz. 

(Fortsetzung und Schluß.) 

E. Die allgemeinen wirtschaftlichen 
und ihre Einnulhmhme auf die Ver){ehrspohhli. 

1. ö ff e n t li c 11 - r e c 11 tl ich e Wirt s c ha f t s v e rt r e tun gen. 
Die Bearbeitung von Verkehrsfragen durch die öffentlich-rechtlichen \Virtschafts-

vertretungen fällt unter die ihnen gesetzlich zugewiesenen Aufgaben. S10 bestehen 
bei den 1.- und H.-Kammern in "Wahrung der Gesamtinteressen der Handels-
und Gewerbetreibemlen ihres Bezirkes und Unterstützung der Behörden in der För-
derung des Handels und der Gewerbe durch tatsächliche .Mitteilungen,. Anträge 
und Erstattung von Gutachten" .1) Aus entsprechenden BestImmungen letten auch 
die Landwirtschafts- und die Gewerbe- bzw. Handwerkskammern ihre selbst-
verständlich weit dahinter zurücktretende Tätigkeit auf diesem Gebiete ab. 

Immer sind es dabei die allgemeinen Interessen der Bezirkseingesessenen, die 
die Kammern im Gegensatz zu den Fachverbänden vertreten. Während bei diesen 
"Kraft und Begrenzung der Wirkungsmöglichkeit in der Verfolgung ihrer Ziel-
gedanken durch ganz gleich eingestellte, gleich interessierte engere Berufsgenos&en 
liegt, gewinnen die Gutachten, die Willensäußerungen, die von Mitgliedern der ver-
schiedenen Gewerbe- und Handelszweige gemeinsam beraten und festgelegt werden, 
in ihrem Streben nach dem Gesamtwohl an Gründlichkeit und Unparteilichkeit, 
mögen sie auch des öfteren der advolmtorischen Zuspitzung, auch mitunter der 
Schärfe ermangeln, wie sie Vertretern von Einzelinteressen erwünscht scheinen".2) 

Als Beleg für die geschichtliche Bedeutung, besonders der 1-. und H.-Kammern, 
sei im nachfolgenden ein Urteil Eckerts wiedergegeben, "den wirtschaftshisto-
rische Neigungen schon vor Jahrzehnten die Tätigkeit rheinischer Handelskam-
mern in der Vergangenheit verfolgen ließen, dem die Durchforschung der heimat-
lichen Gewerbeentwicklung und der Rheinschiffahrt im 19. Jahrhundert ein Bild 
gab, welch weitgreifenden, segensreichen Einfluß die westlichen Handelskammern 
im Verlauf der rückliegenden Menschenalter übten, in welch großem Umfang ihre 
Vorsitzenden, ihre Mitglieder, ihre Beamten den Aufstieg der deutschen Volks-
wirtschaft als berufene Ratgeber und Anreger gefördert haben". 3) 

"Trotzdem (trotz des Aufkommens der Fachverbände) dehnte und verbreiterte 
sich der Wirkungskreis namentlich der aroßen Kammern von Jahr zu Jahr. 
Weitgehend war beispielsweise der Einfluß, den bedeutendere Kammern in den 
letzten Jahrzehnten für Verbesserung aller Verkehrsmöglichkeiten ausgeübt haben. 
Sie gaben beachtliche Anregung für zweckmäßige Gestaltung der Eisenbahn-
verbindungen, beeinflußten den Ausbau der Tarife im Personen- wie Güter-
verkehr, widmeten sich auch sonst mit Erfolg den Angelegenheiten der Ver-
frachtung, der Weitergestaltung des Post-, Telegraphen- und Fernsprechdienstes, 
die Handel. und in immer größerem Umfang für ihre Zwecke benötig-
ten. Auch mallen Schlffahrtsfragen gewann die Haltung der Kammern immer 
größere Bedeutung." 

1) Vgl. Preuß. I1andelskammergesetze vom 2,1. Ir. 1870 und vom 19. VIII. 1897. 
2) V gl. Eck e r t, Die Stellung der Handelskammern im Aufbau der wirtschaftlichen 

Interessenvertretungen, Bonn 1922. 
3) Vgl. Eck er t, a. a. 0., vgl. hierzu auch Eckert Rheinschifrahrt im XIX. Jahrhundert, 

Leipzig 1900. ' 
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Die Hauptbedeutung der Verkehrstätigkeit der Kammern liegt in der objek-
tiven und fachmännischen Vertretung der Interessen ihres Bezirks. Zahlreiche 
Anträge der Einzelwirtschaften sind oft schon deshalb von vornherein zur Aus-
sichtslosigkeit verurteilt, weil vielen die Kenntnis des Tarifaufbaties und der 
tarifbildenden Momente, der Verwaltungsorganisation usw. fehlt. Ausreichend und 
beweiskräftig begründete Anträge, die allein Erfolg versprechen, ka'nn daher nur 
der Verkehrs- und Tariffachmann stellen, der vollkommen in und über dem 
schwierigen, umfangreichen und dauerndem Wechsel unterliegenden Stoffgebiet 
steht. Da jeder Verkehr Bewegung ist, werden immer neue Situationen und Kom-
binationen geschaffen, die bald hier, bald da Ausgleich und Anpassung verlangen, 
so daß das spöttische Wort eines bekannten Ironikers (K. Tucholsky), die "Tätig-
keif' der Syndici bestehe darin, eine solche zu suchen, hier auch in Zukunft 
kaum zutreffen dürfte. 

Die MittlersteIlung zwischen den staatlichen Verkehrsanstalten auf der einen 
und den Verkehrstreibenden auf der anderen Seite gibt der Kammertätigkeit zwei 
Richtungen. Erstens besteht sie in einer Beratung der Behörden und der gesetz-
gebenden Körperschaften über Bedürfnisse und Leistungsfähigkeit der Wirtschaft 
und zweitens in der Beratung der Verkehrstreibenden über Art und Wirksamkeit 
der Transportanstalten. 

a) Industrie- und Handelskammern und Deutscher Industrie-
und Handelstag. 

aa) Innenorganisation. 
. Nach Bedeutung, die Verkehrsfragen im Kammerbezirk beigelegt 

Wird oder beigelegt werden muß, flchten sich die dafür geschaffenen Einrichtungen. 
Wo dieses einen verhältnismäßig geringen Umfang einnimmt, 

werden die Fragen m der Regel von einem Referenten entweder gemeinsam mit an-
deren Dingen oder auch schon in einem Sonderreferat behandelt. Sobald ein 
solches Verkehrsreferat, wie es im zweiten Falle genannt wird, aber in-
folge Anwachsens der Tätigkeit durch fachkundige Hilfe unterstützt wird und 
eine Beratung der Bezirksfirmen in allgemeinen Abfertigungs- und Beförderungs-
vorschriften hinzukommt, spricht man meist von Ver k ehr s abt eil u n g, obwohl 
der Sprachgebrauch auseinandergeht. Wird die Beratung zu einer besonderen Ein-
richtung mit bis ins einzelne gehenden Tarifauskünften und Frachtberechnungen 
für alle Verkehrsgebiete ausgebaut, so nennt man das gewöhnlich Ver k ehr s -
b Ü ro.1) Dabei beschränkt sich ein Teil der wenigen Kammern die Verkehrsbüros 
besi.tzen, auf die eigentlichen Verkehrsfragen, andere wegen der engen 
llezlChungen auch Zoll- und Außenhandelsangelegenheiten mit herein. Über die 
Zweckmäßigkeit und die Voraussetzungen solcher umfassenden und kostspieligen 
Einrichtungen macht PahJ2) als Ergebnis einer Umfrage und auf Grund der mit 
dem Berliner Verkehrsbüro gemachten Erfahrunrren bemerkenswerte Ausführun-
gen. Sie verdienen deshalb festgehalten zu werden, weil auch künftig bei der 
zunehmenden Verflechtung der Verkehrsbeziehungen deren Übersichtlichkeit cr-
schwert wird, die Notwendigkeit der Beratung wächst und damit diese oder jene 
Kammer vor die Frage des Ausbaues ihrer Verkehrsabteilung zu einem Verkehrs-
büro gestellt wird. 

1) ygl. P ah I, Die Verkehrsberatung der 1.- und H.-Kammern in "Die I.- und H.-Kammer 
zu Berlm, 1902-1927". 

2) Vgl. Pa h I, Auszug aus dem Bericht über die 19. Zusammenkunft der Vereinigung 
der Geschäftsführer Deutscher 1.. und H.-Kammern in Breslau, Mai 1924. 
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Daß das Bedürfnis ganz allgemein bei den ist, 
beweist die starke Benutzung der in KammerbezIrken Ver· 
kehrsinteressen eingerichteten Verkehrsbüros. fur den. Wert 
solcher Einrichtungen ist allerdings ihre ausreichende Ausrustung rmt geel?nel?m 
Personal und umfassendem Material. Kleineren und mittleren 
eine solche Einrichtung entweder nicht leisten od.er nur em: unzulanglIche 
Organisation schaffen können, wird empfohlen, Sich mIt 
zu vereinigen und ein gemeinsames Verkehrs· und Auskunftsburo. zU bIlden. DIC 
größeren Mittel ermöglichen dann den reicheren Ausbau und damit erst den Vor· 
teil für die Firmen ihrer Bezirke. . ' 

Beeinflußt durch die großzügige Einrichtung .. B?rlin, ISt verscllledent· 
lich an eine vollständige Zentralisation der VerkehrstabgkClt .der 
worden. Dabei kann es sich aber nur um die AuskunftserteIlung uber Frachtsatze 
handeln, denn bei der Bearbeitung der eigentlichen (Be.ratung der 
Behörden) weichen die Interessen der einzelnen BeZirke zu sehr vonemander ab 
und ihre besonderen örtlichen Verhältnisse spielen dabei zu Rolle, 
als daß sie an einer Stelle vereinigt werden könnten. Für die .BearbeItung grund. 
legender Fragen jedoch ist schon jetzt der Deutsche und 
die gegebene Organisation. Auch die Zusammenfassung allem der AuskunftsllibgkeIt 
hat trotz der Möglichkeit, damit eine außerordentlich großzügige Einrichtun!5 zu 
schaffen, den Mangel daß das Einholen der Auskünfte von entfernteren BezIrken 
aus sehr umständlich' und zeitraubend ist und die häufig notwendigen mündlichen 
Rücksprachen der Verfrachter dann in vielen Fällen ausgeschlossen sind. 

Für die Kammer selbst bedeutet diese bis ins einzelne gehende gründliche Be· 
mit. den Tarifen und Beförderungsbedingungen eine und 

qualItative BereIcherung ihrer Beratungstätigkeit gegenüber den Behorden. Emmal 
stößt sie von sich aus bei der Auskunftserteilun,g auf :Mängel, und dann werden 
ihr solche gerade im mündlichen Verkehr mit den Verfrachtern zahlreich be· 
kannnt. Außerdem aber erhöhen detaillierte Kenntnisse die Beweiskraft ihrer Ein· 
gaben. 

Die Einstellung von Fachbeamten für Eisenbahn·, Post· (und Zoll.)wesen hat 
bewährt. Dies geschah früher häufig in der Form, daß jüngere Zoll· und 

Eisenbahnbeamte vom Staat den Handelskammern zur Verfügung gestellt wurden, 
wobei den das Recht gewahrt blieb, jederzeit in den 
kehren. zu konnen. Den Kammern war die Erteilung genauer Auskunfte erleichtert, 

Behörden .wurden entlastet. Obgleich die .. z. B. in Sachs?n 
gunshg gewesen sem sollen konnte dieser Zustand nur em vorubergehender selll. 
Die Beamten konnten auf Dauer nicht zwei Herren dienen, deren Interessen sich 
oft diametral gegenüberstanden. So wurden denn auch solche Beamte in vielen 
Fällen von den Kammern fest angestellt. 

Heute haben sich allerdings die Voraussetzungen für die Heranziehung von 
außenstehenden Fachbeamten geändert. Der Ausbau der Eisenbahn· und der 
Postbetriebswissenschaft, der ein gründliches Studium aller Einrichtungen der 

gestattet, und vor allem die Pflege der Verkehrswissenschaft 
an den UmversItäten befähigen nunmehr Hilfsarbeiter der Kammern und Ver· 
kehrswissenschafter zu dieser Tätigkeit. Das beweisen auch die Zahlen, die Pahl 
für das Berliner Büro anführt. Unter den 37 Arbeitskräften, die man dort 1924 
zählte (heute 50)" waren nur 6 mittlere Eisenbahnbeamte und 1 Postbeamter. Die 
übrigen fachmännisch tätigen Kräfte waren entweder wissenschaftlich vorgebildet 
oder sie stammten aus dem Beamtenkörper der Kammer. 
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Wenn also die Schwierigkeit heute weniger darin liegt,' geeignete Kräfte über· 
haupt zu bekommen, so spielen natürlich dabei die K 0 s t e n immer noch eine 
wichtige Holle. Deshalb tritt wohl auch Mangold 1) noch für die Freigabe von 
befähigten Staatsbeamten an die Handelskammern ein. Eine direkte Beteiligung 
der Reichsbalm an den Kosten der Verkehrsabteilung, wie sie von anderer Seite 
empfohlen wird, ist auf jeden Fall abzulehnen. Jede ernsthafte Interessenwahr· 
nehmung wird dadurch ungünstig beeinflußt, wenn nicht 'gelähmt. Die von der 
Reichsbahn teilweise kostenfrei abgegebenen Tarife und Tarifnachträge dürften 
demgegenüber nicht als Subvention, sondern als Reklamematerial angesehen 
Die gleiche Befangenheit in Beratung und Kritik müßte meines Erachtens die 
Kammer bei einer Beteiligung von Kommunal· und Landesverwaltungen an den 
Kosten der Verkehrsbüros treffen. Man denke nur an die städtische und an die 
Straßenverkehrspolitik. 

Die Frage, ob man für die Auskünfte Gebühren2} einheben soll, kann mit 
PalI 1 dort verneint werden, wo die Inanspruchnahme des Büros ganz allgemein 
und regelmäßig, der Kreis der Benutzer groß und wechselnd und die Tätigkeit 
des Büros für die Kammer selbst vielseitig ist. Hier ist die Aufbringung der Uno 
kosten aus allgemeinen Mitteln der Kammer wohl gerechtfertigt. Das trifft für 
Berlin und andere dichte Industriebezirke ohne weiteres zu. Anders verhält es 
sich jedoch, wenn die Vorteile solcher Einrichtungen nur einem bestimmten 
Kreise von Firmen zugute kommen oder wenn bestimmte Arbeiten zum privaten 
Nutzen einzelner ausgeführt werden (z. B. Nachprüfung von Frachtbriefen, Ein· 
bringung von Reklamationen)'. Dieser Sondernutzen rechtfertigt zwar die Erhebung 
einer Gebühr, die Schwierigkeiten bei der Bemessung des Entgeltes für so ver· 
schiedenartige Leistungen sind aber ziemlich groß. Neben Einzelgebühren werden 
Pauschalgebühren festgesetzt, mitunter auch beide Arten zusammen angewandt. 
Gelegentlich findet auch für umfangreiche Arbeiten eine besondere Berechnung 
statt. Anderswo gründete man eine Vereinigung interessierter Firmen, die· durch 
eine gleichmäßige besondere Umlage die Kosten aufbringen soll. 

Die m a t e r i e 11 e Grundlage muß in jeder Kammer eine möglichst vollständige 
Sammlung der Tarife sein. Diese kann zur Tarifbibliothek anwachsen, wie sie 
wohl einzig in ihrer Art die Berliner Kammer besitzt, deren Streben es in jahr· 
zehntelanger Tätigkeit war, Frachtauskünfte über alle europäischen Länder zu 
geben. Dem Auskunftsbüro der Preußisch·Hessischen Staatsbahnen stand nämlich 
nur das gesamte d e u t s c h e Tarifmaterial zur Verfügung, einschließlich der 
direkten Tarife mit dem Auslande, während ihm die ausländischen D i n ne n· 
tarife fehlten. Nun bestanden aber mit manchen Ländern (z. B. Spanien, Portugal) 
direkte Tarife üherhaupt nicht und die vorhandenen enthielten nur eine beschränkte 
Anzahl von Verkehrsverbindungen. Um darüber hinaus den 
mit den nötigen Frachtberechnungen dienen zu können, beschaffte das Verkehrs· 
büro der Berliner Kammer auch die Binnentarife der übrigen europäischen Länder 
und brachte damit seine Eisenbahntarifbibliothek mit Recht in den Ruf, eine der 
vollständigsten zu sein. . 

Die Tarife müssen laufend ergänzt und berichtigt werden, da sie bekanntlich 
dauernd Änderungen unterliegen. Das erfordert Durchsicht und Einarbeitung aller 
einschlägigen in· und ausländischen Amtsblätter Tarif· und Verkehrsanzeiger, 
Dienstvorschriften usw. Große Verkehrsbüros dann noch umfassende 
Sammlungen der Sitzungsberichte der Ständigen Tarifkommission, der ihnen 

1) Vgl. Mangold, a. a. O. 
2) Vgl. Pahl, Auszug aus Bericht a. a. O. 
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benachbarten Landeseisenbahnräte und des Reichseisenbahnrates und erhalten 
diese durch laufende Ergänzung und systematische Aufzeichnung der Beratungs-
gegenstände täglich gebrauchsfertig. Zahlreiche Fachzeitschriften. und ein beson· 
deres Verkehrsarchiv seien zum Schluß aus der Fülle des Matenals genannt. 

Der Verkehrsausschuß der Kammer (auch Verkehrskommission genannt) 
setzt sich zusammen aus einer Anzahl von sachkundigen Kammermitgliedern, 
zuweilen unter Hinzuziehung außenstehender Fachleute. ertretern ver-
schiedener Industrien, des Groß- und Kleinhandels, wud gewohnhch .auch das 
Speditions- und Schiffahrtsgewerbe herangezogen. Häufig werden 
Post-, Schiffahrts- und Hafenfragen besondere Unter- oder Fachausschusse gebildet. 
Teilweise besteht ein solcher auch gemeinsam für das in der Kammer ve.rtretene 
Verlcehrsgewerbe (Spedition,. Schiffahrt, Kleinbahnen, .. DlC 
schüsse sind Einrichtungen, die je nach Bedarf von der. Geschaftsf.uhru?g .em-
berufen werden. Das wird hauptsächlich dann der Fall sem, WichtIgen 
Fragen eine eindeutige Stellungnahme der Kammer vornherem 
ist, wenn also erst durch Aussprache Klarheit über die von der .Geschaftsfuhrung 
zu verfolgenden Ziele geschaffen werden muß. Die Zahl der Embe:ufungen. des 
Kammerausschusses ist verschieden. Sie ist dort gering, wo zahlrClche Bezirks-
ausschüsse (wie z. B. in Essen) bestehen, in denen mit meist Personen 
die Fragen schon geklärt werden. Andererseits können aber auch Geschaftsordnung 
oder Kammerbeschlüsse vorsehen daß die Verkehrsausschüsse häufig herangezogen 
werden. ' 

. bb} Tätigkeit. 
Der Auf gab e n k r eis kann frei willig oder zwangsläufig wei t a eng 

gesteckt Dabei wird man sagen können, daß die. wirts?h.afthch 
Momente dw persönlichen überwiegen. Kein Wunder, daß 1m rhmlllsch-westfahschen 
Industriegebiet mit seiner außerordentlichen Verkehrsdichte, mit seinem eng-
maschigen Eisenbahn-, Fluß-, Kanal- Überiandstraßenbahnen-, Auto- und Flug-
l!niensystem die .intensivste Beschäftigung mit Verkehrs fragen .anzutreffen ist. 
Ebenso stehen beI einer Reihe deutscher 1._ und H.-Kammern mfolge der geo-

Lage ihres Bezirks und ihres Sitzes Lini?n 
em und desselben oder mehrerer Verkehrsmittel Mittelpunkt WichtIger Industne-
?ebiete, bedeutende Se?- und usw.) die mehr 
Im Vordergrund als bel anderen. Mit ihrer Aufzählung soll weder uber sie noch 
über die große Anzahl der übrigen ein Werturteil im ganzen abgegeben werden. 
Andere Kammern legen vielleicht ihr Schwergewicht auf finanz- und steue:-, oder 
handels- zoll politische Fragen, bei einigen jedoch gerade . die Ver-
kehrsarbeit emen großen Raum ein, ohne daß diese Kammern Ihre sonstIgen Auf-

auf anderen im geringsten vernachlässigen. Die Bedeutung der 
Stadte Breslau, Berim, Dresden, Düsseldorf, Duisburg-Wesel, Essen, 
Hamb?rg, Köln, Königsberg, Krefeld, Leipzig, Lübec:k, 

Nurnberg, 0ppeln, Regensburg, Stettin, Stuttga;t beruht meht 
zuletzt auf Jener WechselWirkung zwischen wirtschaftsgeograplusch bevorzugter 
Lage einer regen Kammertätigkeit. Bei der Untersuchung 
der rhemlschen unr! sachSIschen Kammern konnte festgestellt werden, daß selbst 
sellr kleine Kammern in Grenzgebieten eine auffallend rege Verkehrstätigkeit 
entfalten. Um nur einige an den Reichsgrenzen gelegene herauszugreifen: das 
schon erwähnte Krefeld als Vertreter des linken Niederrheingebietes, die stark 

1) Vgl. Die Industrie- und Handelskammer zu Berlin 1902-1927. 

j 

Verkehrspolitik und wirtschaftliche Interessenvertretungen. 91 

exponierte Saarbrückener Kammer, das mitten im Aachener Wirtschaftsbezirk 
gelegene kleine Stolberg und in Sachsen die Kammer Zittau. Durch das Über-
wiegen dieser Tätigkeit könnte man fast von "Verkehrskammern" sprechen. Da 
sie nach außen hin Hinderungen und Hemmnissen unterworfen sind, suchen sie 
einen um so besseren Anschluß nach innen. Aber auch von den Landesgrenzen 
geht heute zum Teil noch ein gleicher Einfluß aus, wobei allerdings die Ver-
wischung und Beseitigung der überalterten Scheidelinien mit aller Kraft ange-
strebt wird. Als Beispiel hierfür sei die 1.- und H.-Kammer Leipzig angeführt, 
deren umfangreiche und hervorragende Verkehrstätigkeit - neben der der Stadt-
vc.rwaltung - sich zum Teil daraus erklärt. Leipzigs verkehrspolitische Lage 
leidet ferner an der Rivalität des nahezu gleich großen Dresden, das als Haupt-
:stadt und Sitz der Ministerien zweifellos ein Übergewicht hat. Da Leipzig trotz 
60jährigen Bemiihens um den Elster-Saale-Kanal, dank auch der "zielbewußten" 
preußischen Verkehrspolitik, Wasserstraßen noch fehlen, spielt natürlich der 
Eisenbahnverkehr die größte {tolle. Leiske 1) charakterisiert diese unnatürlichen 
V erhäl tnisse treffend: 

"Leipzigs Stellung im Eisenbahnverkehr leidet täglich, um nicht zu sagen stündlich, 
unter der Verzerrung der Verwaltungszuständigkeit. Die überführung der Ländereisenbahnen 
.auf das Reich war gewiß eine Tat des Fortschritts, nicht minder die Schaffung des deutschen 
Reichsbahnunternehmens. Die deutsche Reichsbahn·Gesellschaft hat ihren Betrieb unter Wah-
rung der Interessen der Deutschen Volkswirtschaft nach kaufmännischen Grundsätzen zu 
führen. Dazu muß bei dankbarer Würdigung alles sichtbaren Fortschritts gesagt werden, daß 
die heutige Betriebsführung dem zwingenden Gebot dieser volkswirtschaftlich· kaufmännischen 
Ilichtlinie. des Heichsbahngesetzes nicht voll entsprechen kann, solange die Verreichlichung 
und Vereinheitlichung Halt macht vor den alten, historisch gewordenen Grenzen der Verwal-
tungsbezirke (Eisenbahndirektionen) und damit kapituliert vor der föderalistischen überliefe-
rung. Das Kartenbild dieser Direktionsbezirke ist nicht ein Spiegelbild der bezirklichen Be-
ziehungen der deutschen Volkswirtschaft, sondern ein Zerrbild, das den volkswirtschaftlichen 
Interessen vielfach zuwider läuft. Was würde der Generaldirektor eines aus der Fusionierung 
so unterschiedlicher Glieder gewachsenen Unternehmens mit deren veralteten Dezirksgrenzen 
längst gemacht haben I 

Leipzig hat die eigene Eisenbahndirektion von Anfang an entbehren müssen. Dafür 
teilen sich heute z w e i Iteichsbahndirektionen in die Zuständigkeit für Leipzig: die entfernt 
sitzende Reichsbahndireklion Dresden, die heute unter den 30 Reichsbahndirektionen an der 
Spitze marschiert [der Größe nach I D. V.], und die näher liegende Reichsbahndirektion Halle, 
,die in ihrem Ausmaß ungefähr dem Gesamtdurchschnitt der 30 Direklionen nahe kommt. 
Die Zuständigkeits grenze für die beiden Direktionen geht mitten durch das Fleisch der 
Stadt hindurch, sie macht nicht Halt vor dem Leipziger Hauptbahnhof, diesem Sinnbild vollen-
detstel' Eisenbahntechnik, sondern teilt ihn verwaltungsmäßig in einen östlichen ("sächsischen") 
Flügel mit Verwaltung durch die Heichsbahndirektion Dresden und in einen westlichen 
("preußischen") Flügel mit Verwaltung durch die Heichsbahndirektion Halle. Was das für Wei-
terungen hat und unvermeidlich haben muß, soll hier nicht im einzelnen untersucht werden. 
- diesem K 0 n s e .r v a t i v i s mus der Form muß die Eisenbahnwirtschaft Leipzigs und 
des Dez!rks heraus. Den einzigen Ausweg wird die Errichtung einer Re ich s -

"MItteldeutschland" in Leipzig öffnen. Die Forderung ist nicht 
neu; sie Ist alt, fast so alt wie die Hemmungen Leipzigs im Eisenbahnverkehrsleben. Gewiß 
sollen die vielfachen Schwierigkeiten einer solchen Lösung nicht verkannt, vor allem nicht 
unterschätzt werden •.. " 

Wollte man die Tätigkeit der Kammern im einzelnen schildern, würde kaum 
eine verkehrspolitische Frage unbehandelt bleiben dürfen. Alle die Wünsche der 
Wirtschaft, die oben in dem Schema aufgezeichnet wurden, finden hier im wirt-
schafts- und verkehrsgeographisch vorgezeichneten Rahmen ihre Bearbeitung. 
Besonders hervorgehoben sei, daß sich die Kammern gerade auch der Probleme 
der neuen Verkehrsmittel (Kraftwagen, Flugzeug) intensiv widmen, und mit großem 

1) Vgl. Schriftenreihe Verkehr und Verkehrspolitik des Leipziger Rates Nr. 8. 
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Nachdruck auf ein Zusamrnenwirken aller Transportanstalten hinarbeiten: Zum 
Teil haben sie sich auch finanziell, so an den Luftverkehrsgesellschaften beteiligt 
und es dabei an ernsthaften Vorschlägen zu einer wirtschaftlichen Gestaltung 
nicht fehlen lassen.1) Teilweise wurden auch die Subventionen gekürzt, um die 
Deutsche Luft-Hansa zum Aufbau einer ökonomischen Verkehrsluftfahrt zu bewegen. 
Über die gelegentliche Beteiligung von Kammern an I1afenbetriebsgesellschaften, 
Eisbrecherflotten usw. wird auf die Ausführungen bei Most verwiesen.2)" 

Des näheren sei noch eingegangen auf einige Aus bau - und Fa h r p la n -
fra gen des Eisenbahnverkehrs. 

Bei der großen Dichte des deutschen Eisenbahnnetzes handelt es sich in der 
Gegenwart hierbei hauptsächlich um den Bau von Abkürzungsstrecken im großen 
Durchgansverkehr und - von lokalerer Bedeutung - um die Anlage von Industrie-, 
Hafen- und Vorortbahnen. 

Ein Blick auf die Reichskursbuchkarte zeigt z. n., daß es trotz der ver· 
schiedenen Verbindungen eine direkte Eisenbahnstrecke zwischen Köln 
und Lei p z i g nicht gibt. Um diese kürzeste Verbindung zu schaffen, wurde schon 
in der Vorkriegszeit das Projekt einer neuen Schnellzugslinie über das Siegerland 
aufgegriffen und neuerdings wieder lebhaft erörtertß) Hauptverfechter dieses 
Planes ist u. a. die 1.- und H.-Kammer Siegen. Zwei Möglichkeiten werden vor-
geschlagen. Einmal wird angeregt, die Nebenstrecke 
Bebra in eine Hauptstrecke umzuwandeln, und zwar denkt man SICh den AUsbau so, 
daß die Schnellzüge von Köln nach Leipzig über Siegen-G i e ß e n-Göbeln-
Grüneberg-Alsfeld-Hersfl'ld-Bebra geleitet werden. Der andere Vorschlag geht 
dahin, die Schnellzugslinie von Köln über Siegen-W eid e na u-Feudingen 
-,-Sarnau-Bürgeln-Treysa-Bebra nach Leipzig zu führen. Im ersten Falle 
werden bei der Gesamtlinie Köln-Leipzig gegenüber dem Weg über Elberfeld-
Hagen 41 km eingespart, während bei Verwirklichung des letztgenannten Plans 
über 70 km Verkürzung erzielt würden. Verhandlungen Inter-
essenten über eine Einigung in der Linienführung sind noch 1m Gange. DlC DRG. 
hat sich den Plänen gegenüber noch sehr zurückhaltend gezeigt. ist, 
daß damit eine Verbesserung der Verbindungen zwischen dem SIegerland und 

Dill-. und Lahngebiet mit Thüringen und Sachsen erreicht sich 
Steigungs- und Krümmungsverhältnisse der geplanten LmIß In den 

ß-!Ittelg.elHrgen ohne allzu großen Kostenaufwand so' günstig gestaJt?n .lassen, daß 
SICh dIe Verkürzung der Fahrzeiten auch auf die Strecke Köln-LeIpzig auswirkt, 

bezweifelt werden, wenn man bedenkt, daß die schnellsten Verbindungen 
Leipzig und Köln auch heute schon über Hameln bzw. Hannover - also 

dIe langeren Strecken - und nicht über Kassel bestehen. 
. der 1.- und H.-Kammer Köln gehen Bestrebungen aus, die seit langem 
In gestellte Durchführung des Projektes eines Bahnbaues Berg.-Gladbach-

erreichen, damit der Bergische Bezirk endlich die in der Vor-
bereIts geplante direkte Verbindung nach Köln und damit an den Rhein 

erhalt. -
.Durchgangslinie Sachsen-Bayern verläuft zwischen Plauen i. Vogt!. und 

Hof In eInem großen Bogen über Schönberg. Das Bestreben, besonders der 1.- und 

d R
l) hVgl. ne chi in, Das im Luftverkehr in Wirtschaftl. Nachrichten für Rhein 

un u r vom 6. Okt. 1927. " 
2) Vgl. Mo s t, Die Selbstverwaltung der Wirtschaft in den Industrie· und Handels-

kammern, Jena 1927. 
3) Vgl. Westdeutsche Wirtschafts-Zeitung, 51/52 1927. 
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II.-Kammer Plauen, geht dahin, von Weichlitz oder Pirk an der Strecke Plauen-
Egereine direkte Verbindung nach der Plauen'-Hcifer-Linie zu schaffen, womit eine 
Abkürzung um etwa '15 km erreicht würde. " 

Während sich, das Sächsische Wirtschaftsmiriisterium unverständlicherweise 
für den Bau neuer Bahnen, insbesondere von Querverbi'ndungen im'Erz-
ge b i r ge, ' einsetzt - und das in einer Zeit,wo sich Fachleute mit dem ernsten 
Gedanken tragen, deri Betrieb bereits bestehender Kleinbahnen vielleicht schon in 
nächster ,Zukunft durch Kraftfahrlinien zu ersetzen -, bemühen sich die 1.-
H.-Kammern Leipzig und Chemnitz' eifrig, don ungleich wichti"gereIi Aus bau der 
Strecke Chemriitz-Leipzig zu erreichen. Es muß schon beinahe als 
Kuriosum bezeichnet werden, daß die direkte, 81 km lange Bahnstrecke zwischen 
Chemnitz (einer Stadt von .350000 Einwohnern inmitten eines dichtbesiedelten 
Industriegebietes) und Leipzig, das mit München in der Bevölkerungszahl (G80 000) 
gleich hinter Köln ,steht, auf reichlich 1/3 der 'Strecke (zwischen Geithain und 
Liebertwolkwitz) noch ,heute ein gleisig ist. Daß sich daraus ein in seiner Dürftig: 
keil .vohl einzig dastehender Fahrplan zwischen zwei Großstädten ergibt, dessen 
Ausbau auf der stark befahrenen Strecke dauernd außerordentlich behindert ist, 
leuchtet ein. Große Verspätungen bei starkem Verkehr sind die Folge des ein-
gleisigen Betriebes. Die Möglichkeit, einen modernen Schnell verkehr mit häufigen 
Fahrgelegenheiten zwischen den verhältnismäßig eng zusammenliegenden -Städten 
zu schaffen, ist dadurch nahezu ausgeschlossen. ' , ' 

Infolge der eigenartigen Einstellung des Sächsischen Wirtschaftsministeriums 
konnte die Reichsbahngesellschaft, Direktion Dresden, den jüngsten Vorstellungen 
der, 1.- ulLd H.-Kammer Leipzig entgegenhalten, daß sie, :leider wegen anderer 
dringender Betriebs- und Erweiterungsbauten den Ausbau noch nicht in Aussicht 
nehmen könne. Erwogeri werde zunächst die Erweiterung der Strecke Geithain-
Kieritzsch. (Letztere ist auch heute' schon durch den Braunkohlenverkehr stark 
überlastet, spielt aber im direkten Personenverkehr zwischen den beiden Städten 
keine Rolle.) 

Welche Widerstände die Eisenbahnverwaltung gelegentlich auch hinre·ichend 
begründeten, auf die F ü h run g w ich t i ger Z ü g e gerichteten Wünschflll ent-
gegensetzt;.' sei an einem Beispiel gezeigt. Trotz der Proteste in den öffentlichen 
Gesamtsitzungen der' 1.- und tL-Kammer Leipzig, trotz persönlicher Vorsprache 
beim Generaldirektor der DRG., bei deren Verwaltungsrat und beim, Reichsver-
kehrsmin.ister war die Reichsbahnverwaltung nicht dazu zu ·bewegen, neue 
FD-Züge zwischen Berlin und Stuttgart über Leipzig statt über Halle zu leiten. 
Selbst die entsprechenden Anträge der 1.- und H.-Kammern Berlin, Stuttgart, ja 
sogar Halles selbst, vermochten nicht, die DRG. umzustimmen. ' 

ce} Zusammenschlüsse. 
Die Zusammenschlüsse sollen die widerstreitenden Interessen ausgleichen, 

bevor die Wünsche der Wirtschaft an die Verkehrsverwaltungen herangebracht 
werden. Das Einzelvorgehen in allen Fragen, also auch in solchen, wo sich die 
Interessen notwendig überschneiden müssen, mag hier und da zum Erfolg führen, 
häufiger aber verzögern die' entgegengesetzten Meinungen' die Erfüllung auch nur 
eines einzigen Wunsches. "Sonderwünsche werden gar zu gern dem Ganzen über-
geordnet, durch Quertreibereien und Kurzsichtigkeit werden Fehler begangen, die 
später oft scll\verwieder' gutzumachen sind. Ein typischer Beleg dafür sind die 
jeweiligen Verhandlungen über die Führung der D-Züge durch .das Hevier. :Mit 
oft recht fadenscheinigen Gründen bekämpfen sich dann die Städte, jede will 
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den Zug für sich haben, anstatt um das größere Ziel zu Die Erreichung 
möglichst günstiger und zahlreicher Verbindungen vom na:h Ost und 
West, nach Nord und Süd. Wenn auf dieses Ziel eben so VIel EnergIe verwendet 

wie auf die Frage, ob ein Zug Essen oder muß, 
stande es besser um die VerkehrsbezIChungen des IndustnegebIetes. 1) 

Wenn darin auch seit Jahren im Ruhrgebiet, für das diese Bemerkung gilt, 
eine merkliche Besserung eingetreten ist, so fehlt diese doch .noch . in 
anderen Gegenden des Reiches. Für das wird 

notwendige bezirkliche Zusammenfas.sung rhem-mam.lsche: m Form 
emer verkehrspolitischen Interessengememschaft der rhem-I?amlschen h.ommunen 
gefordert. Hier konnte es noch vor kurzem geschehen, daß dIe 1.- und H.-Kammern 
Bingen, Darmstadt HeidelbDra, Ludwigshafen, Mainz, Mannheim, Wiesbaden und 
Worms .gemeinsam' zu der FÜhrung der neuen Pullman-Züge 
eine Stellung einnahmen, die der Stellungnahme wie sie m emer zur 
selben Zeit der Reichsbahn vorgelegten Denkschnft der 1.- und H.-!bmmer und 
des Wirtschaftsamtes der Stadt Frankfurt zum Ausdruck kam, dIametral ent-
gegengesetzt war. Der Reichsbahn ist es da ein Leichtes, den einen gegen den 

auszuspielen und zu tun, was ihr beliebt. "Wir damit sagen, 
daß dies in jedem Falle etwas Unerwünschtes sei, aber es Ist klar, daß eme syste-
matische, in einheitlieher zielsicherer Richtung arbeitende Verkehrspolitik des 
engverfloehtenen rhein-ma'inischen Bezirks dadurch nieht zustande kommt." "Die 

einer verkehrspolitischen Interessengemeillscl!aft w.äre demnach, den 
BI.nnenverkehr des Bezirks so zu organisieren, daß er JederzeIt u?d an den 
shgsten Punkten in den Verkehr der großen Durehgangsstrecken hm und aus Ihm 

Auf kürzesten Wegen sollte das Binnenverkehrsnetz des rhein-
n:amlschen Bezirks als Zubringer und Verteiler des großen Routenverkehrs fun-
giCren. So man die Verkehrspolitik des Ruhrbezirks u.nd eng ge-

,Wlrtsehaftsbezirke aufgezogen, so müßte es auch Im sudwestdeutschen 
W werden." 2} .. _ . 

DI? Zusammenschlüsse können 1. ö r tl i e hund 2. be z Ir k 11 c h sem. DiC 
Ist bald loser, bald fester. Dabei können sich die bezirklichen Verbände 

ledlgheh auf die Kammern beschränken andererseits aber unter der Führung 
der Kammern Kommunen und private Ve;einigungen Ganz allgemein 
kann nur gesagt werden, daß sich die bezirkliehe Bindung Immer mehr nach 
zusammengehörigen Wirtschaftsgebieten orientiert. Die Arbeitsgemeinschaft der 
Ruhrkammer? macht an den Provinzgrenzen nicht halt, der Ver-

NlCdersaehsen-Kassel, und es unterliegt gar keinem Zweifel, daß z. B_ 
diC saChslsc!le 1.- und II.-Kammer Leipzig, als Vertreterin Wirtschafts inter-

des mrtteldeutsehen Industriegebietes verkehrspolitisch Viel stärker verknüpft 
1st m!t. dem Halle, als mit den sächsischen Städten Dresden 
oder Die Verkehrsfragen schaffen im innerstaatlichen wie im internationalen 
yerkehr Immer. neue Beziehungen und Bindungen, wie das Verkehrswesen ja von 
Jeher auf diesem Gebiete war . 

. Fur dw .staatlichen Verwaltungen aber bedeuten die Zusammenschlüsse eine 
weItere Veremfachung ihrer Tätigkeit. An Stelle der früheren Überhäufung mit 

von a.llen Seiten jetzt wenige gesiebte und Anträg? 
BearbCltung hauptsachhch örtlicher Verkehrsfragen hat SICh z. B. m 

Leipzig unter Führung der 1.- und H.-Kammer, die gleichzeitig Geschäftsführerin 
1) Vgl. S pethmann, Die Groß wirtschaft an der Ruhr 1925, S. U. 
2) Vgl. Frankf. Ztg. vom 24. Februar 1928 (Nr.149). ' 
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ist, die Verkehrsarbeitsgemeinschaft Leipziger Körperschaften und Verbände ge-
bildet. Ihr gehören die in der Fußnote 1) aufgeführten Vereinigungen an. 

Der von der Arbeitsgemeinschaft zur speziellen Bearbeitung der städtischen 
Verkehrsangelegenheiten eingesetzte Ausschuß hat u. a. an dem Erlaß neuer Vor-
schriften für den Fahrverkehr mitgewirkt. Weiter sind die Verbesserung der 
Straßenbahnverhältnisse und die Durchführung einer besseren Straßenbeleuchtung 
usw. wiederholt Gegenstand von Besprechungen mit den beteiligten Stellen 
gewesen. Der Fahrplanausschuß der Verkehrsarbeitsgemeinschaft verhandelt regel-
mäßig gegen Ende des Jahres mit den am Eisenbahnverkehr des Bezirks Leipzig 
bdeiligten Heichsbahn-Direktionen über die Fallrplananträge. 

Wo solche Verkehrsarbeitsgemeinschaften nieht bestehen, laden die Kammern 
diD interessierten Verbände ihrer Stadt meist alljährlich einmal zu Fahrplankonfe-
renzen ein, auf denen im Beisein des Fahrplandezernenten der betreffenden Reichs-
bahndirektion die Wünsche besprochen werden. 

Eine straffe be z i r k 1 ich e 2) Zusammenfassung der Verkehrskorporationen 
des ganzen Kammergebietes stellen die Bezirksverkehrsverbände dar, wie 
wir sie im rheinisch-westfälischen Industriegebiet antreffen. Dabei werden gleich-
zeitig die Kommunalvenvaltungen sowie auch sonstige Verkehrsinteressenten und 
Verkehrssachverständige herangezogen. So umfaßt beispielsweise der Verkehrs-
verband Nordwcst-Niederrhein 47 Gemeinden und Gemeindeverbände, 5 Verkehrs-
vereine und 147 sonstige Mitglieder. 3) Den Vorsitz hat der erste Syndikus der 
niederrheinischen 1.- und H.-Kammer Duisburg-Wesel inne, die Geschäfte . werden 
von deren Verkehrsdezernat geführt. Zu den Aufgaben dieser Verbände, deren Ge-
biet sich im wesentlichen mit den betreffenden Handelskammerbezirken deckt, 
zählen hauptsächlich Vertretung von Fahrplanwünschen und Verbesserung des 
Straßenbahn-, Kraftwagen- und Flugverkehrs. 

Solche Bezirksverkehrsverbiinde bestehen außerdem bei den 1.- und H.-Kam-
mern Bochum, Dortmund, Düsseldorf, Essen, Krefeld (Verkehrsverband linker 
Niederrhein) und Münster (Vestischer Verkehrsverhand). Der Initiative der 1.- und 
H.-Kammer Essen gelang es 1920, diese für die großen Per s 0 n ,e n verkehrsfragen 
des niederrheinis'ch-westfälischen Industriegebietes zum Ver k ehr s ver ban d 
"I nd u s tri e be z ir k" zusammenzus·chließen, dessen Geschäftsführung nebenamt-
lich mit der Essener 1-. und H.-Kammer verbunden ist, während den Vorsitz der 
erste Syndikus einer anderen beteiligten Kammer inne hat. Di,eser regionale Spitzen-
verband besehränkt sich zwar grundsätzlich auf die großen gemeinsamen Personen-
verkehrsfragen, hat sich aber auf diesem Sondergebiet durch seine Sachkunde 
und den gesehickten Ausgleich der aus- und gegeneinandergehenden Interessen bei 
Behörden (Heichsbahn) wie Interessenten durchgesetzt und deren Anerkennung 
gefunden. 

Außer den oben angeführten Bezirksverbänden gehört der (öffentlich-recht-
liche) Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk in Essen zu seinen ordentlichen Mit-
gliedern. Außerordentliche Mitglieder sind z. Z. 10 große Firmen und Verbände, 

1) Handelskammer Leipzig als Geschärtsführerin, Rat der Stadt Leipzig Gewerbekammer 
Leipzig, Verkehrsverein Leipzig, Leipziger Meßamt, Verband reisender Deutschlands, 
Sektion Leipzig, Zentralverband des Deutschen Großhandels, Bez.-Gruppe Leipzig, Leipziger 
Verband des Einzelhandels e. V., Verband Sächs. Industrieller Ortsgr. Leipzig, Zentralausschuß 
Leipz. Arbeitgeber-Verbände, Leipz. Hotel-Vereinigung und Interessen-Verband Deutscher 
Kraftfahrer e. V. 

2) Vgl. D re es, Verkehrs organisationen im niederrheinisch·westfälischen Industriegebiet in 
Wirlschaftliche Nachrichten für Rhein und Ruhr. Nr. 40, 1927. 

S) Vgl. M 0 s t a. a. O. 
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deren Verkehrsinteressen über den räumlichen Bezirk ihres Standortes hinaus-
gehen. Um nur einige Beispiele zu nennen: Friedrich A.-G:., .Essen; V 
Stahlwerke A.-G., Diisseldorf; Studiengesellschaft fur. dIe rhemisch-westfahschen 
Schnellbahn m. b. H., Essen; Verein für die bergbauhchen Interessen in Essen. 

Der Verkehrsverband Industriebezirk" erstrebt unter Berücksichtigung der 
Wirtschaftlichlceit eine und allseitige Anpassung der Verkehrsverhlilt-
nisse des Ituhrgebietes an die allgemeine und besondere Enh,:ick-
lung.! Unter diese Bestrebungen fallen Vor s chi Li g e zur Bewalbgun? Bezu'ks-
personenverkehrs, zu Verbesserungen des Nord-Südverkehrs, zur Emfuhrung ver· 
billigter Vororts tarife (wie in Berlin und I-Iambnrg), zum Umbau. von 
bahnhöfen '(Duisbnrg, Oberhausen, Essen, Bochum unu Dortmund), zur Erhohung 
der Heisegeschwindigkeit sowie An t r ä g e auf hessere Ausstattung der ,Wagen, 
ausreichende Beschaffung von Personen- und Schlafwagen usw. 

Von besonuerer Bedeutung ist sein Fahrplanausschuß, der in 'hervorragende.m 
an der Vorberatung und Fortbildung des Personenfahrplans DRG .. mIt-

arbeitet. Er setzt sich zusammen aus je einern Vertreter, den dIe ordentlIchen 
Mitglieder des Verkehrsverbandes entsenden. Die Tatsache, daß der Verband bei-

. für den Sommerfahrplan 11)28 der DItG. 81) Anträge in 
emer besonderen Zusammenstellung unterbreitet hat, beweIst starke Inan-
spruchnahme. Ob dabei nicht die Mörrlichkeit, noch mehr zu sIchten, bestanden 
hätte, muß dahingestellt bleiben. Mitarbeit im. Fahrplanausschuß des 
Deutschen Industrie- und Handelstages ist ebenfalls eine sehr rege. Eine kleine, 

StaListik der. AntragsstelleI' aller, auf dessen 5. und 6. Sitzung be-
ratenen W.unsche zeigt, daß die meisten Anträge (21) vom Bu;:d Ver-
kehrs-V ereme selbständig bzw. gemeinsam mit anderen Verbanden emgebracht 

Ihm folgen der Verkehrsverband Industriebezirk und der Verkehrsverband 
Niedersachsen-Kassel mit je 9 und für die sächsisch-thüringischen Interessen die 
1.- und H.-Kammer Leipzig mit 7. 

Darieberi'gibt es auf dem Gebiete des Fahrplanwesens im Personenverkehr 
Z weck zu s a firn e nk ü nf t e der an einern speziellen Verkehr interessierten Kam-
mern. Solche fanden· z. B. in Mitteldeutschland zur Verbesserung des Nord-Süd-

in Köln zur Ausgestaltung der ungenügenden Verbindungen mit dem 
SIegerland,. statt. In Landshut (Bayern) tagten wiederholt Kammern 
und Verbande, um durch gemeinsame Entschließungen dIe Gruppenverwaltung 

der Reichsbahn dazu zu bewegen, auf der Strecke Landshut-
die den Weg nach Salzburg gegenüber dem über München 

ur,n 100 km kurzt, wieuer. wie bis zum Jahre 11)14 D-Züge verkehren zu lassen. 
etwa _enlgeg:nstehenden lokalen Interessen der bayerischen Landeshauptstadt 

hIllter dIe volkswirtschaftliclren zurücktreten, zumal diese Linie geeignet 
Ist, dte Wettb;werbsfähigkeit der deutschen Bahnen gegenüber reichsfremden 
Strecken zu stmgern. . 

Im Februar 1928 tagten auf Einladung des Hofer Verkehrsverbandes in Hof 
Vertreter 1.- und H.-Kammern Bayreuth Leipzig verschiedener Industrie- und 

Vertreter der Städte Regensburg, Weiden, Selb 
usw., um .dIe ElektnflZlerung der Strecke Regensburg-Hof-Leipzig bzw. Dresden 
zu propagIeren und die dieser Verbindung zwischen Mün-
chen-<,Sachsen-)Berhn bzw. Breslau zu erhöhen luid eine weitere Verkürzung 
der Reisedauer zu erreichen. . 

Gemeinsame Beratungen der Rheinischen 1._ und H.-Kammern und der Kam-

,--
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des Ruhrge.biet_es bei der 1.- und H.-Kammer Köln statt über Anträge, 
die Anderungen Im mternatIonalen und im innerdeutschen Fernverkehr betreffen. 

Was den Gü terverkehr anlangt, so haben die Kammern Bochum, Dortmund 
Duisburg-Wesel, Essen, Krefeld und Münster (Westfalen) im Oktober 1926 
Güterverkehrs- und Tarifausschuß der 1.- und H.-Kammern der 
Ruh rar bei t s g e m ein s c h a f t gebildet, nachdem die früher dort bestandene 
Niederrheinisch-Westfälische Tarif- und Verkehrskonferenz 1924 an die nordwest-
liche Gruppe des Vereins Deutscher Eisen- und Stahlindustrieller in Düsseldorf 

war_ ?er ist eine Parallel einrichtung zum Verkehrsverband 
Industnebezlrk, glIedert sIch aber im Gegensatz zu diesem wie der Name 
schon sagt, vollständig in die Kammerorganisation ein. Sein 'Aufgabenkreis ist 
wie folgt festgelegt worden: 

L Behandlung von allgemeinen Güterverkehrs- und -tarifangelegenheiten des 
Ruhrbezirks, 

2. Bearbeitung Güterverkehrs- und -tariffragen, die dem Ausschuß 
von der ArbeItsgememschaft zugewiesen werden. 

Unter Punkt 1 fallen z_ B. die.Fragen der Gütertarifreform und die Neufassung der 
EVO_ 

2 in. Frage neben der Bearbeitung spezieller Verkehrs-
und Tanfwunsche emzelner Firmen und Branchen des Bezirks die Arbeiten für 
den Aus.schuß Verkehrs interessenten bei der Ständigen Tarifkommission der 
DRG., dIe ErledIgung von Anfragen der Behörden, Arbeiten für die Landeseisen-
bahnräte und den Reichseisenbahnrat sowie Vorbesprechungen der Tagesordnungen 
der Verkehrsausschüsse des Reichsverbandes der Deutschen Industrie und des 
Deutschen Industrie- und Handelstages. Außer den 1.- und H.-Kammern der Ar-
beitsgemeinschaft kommen als Träger des Ausschusses noch der Verein für 
die Interessen. zu Es.sen und die nordwestliche Gruppe des Vereins 

und in Düsseldorf in Betracht. Sonstige Ver-
bande gehoren dem m.cht. an. Die Auswahl der Mitglieder erfolgt viel-
mehr nach der emzelner Persönlichkeiten, jedoch so, daß die 

.. Wutschaftsverbände dadurch ihre Berücksichtigung finden. 
DIe Geschaftsfuhrung des Ausschusses liegt bei der 1.- und tL-Kammer 

Essen, und Tarifbüro eine Grundlage für die Arbeiten bedeutet. Es 
dar_f aller.dIngs ver_hehlt werden, daß Doppelarbeiten so lange nicht zu ver-
melden SInd, als eme. V.erständigung und Arbeitsteilung mit der später noch 
zu behandelnden Nlederrhemlsch-Westfälischen Tarif- und Verkehrskonferenz zu-
stande kommt. 

Gleichsam als Spitze der Zusammenschlüsse für den Personen- und Güter-
verkehr ist A_nregung der Vereinigten 1.- und tl.-Kammern im Ruhrgebiet ein 

für Reichsbahnangelegenheiten im 
R u,h r be z Ir k gebIldet w?rden, dessen Aufgabe sein soll, zu auftretenden allge-

dIe Bedeutung für das gesamte nieder-
rheIUlsch-westfahsche lndustnegeblet sind, Stellung zu nehmen. Hier nur einige 
Punkte: A des die Frage der Großraumgüter-
wagen nsw. DIe Geschaftsfuhrung hegt bei der I.- und tL-Kammer Essen. 

Um auch ein _ orgehen in wichtigen Post-, Telegraphen- und 
des med?rrheIUlsch-westfälischen Industriegebiets zu erreichen, 

wurde ferner em Gern ein sam e r Pos tau s s c h u ß der Ar bei t s gern ein -
s c haft der I. - und H. - Kam 111 ern z u B 0 c h um, D 0 r tm und, D u i s bur g -
Ruhrort, Essen, Krefeld und Münster/Westf. gebildet, dem auch die 

Zeillchr. 1. Verkehrawi ... n.chaft. 7. Jahrg. neft llI/IV. 7 
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Düsseldorfer 1.- und H.-Kammer beigetreten ist. Seine Geschäftsführung liegt bei 
der I - und H.-Kammer Duisburg-Wesel. .. . 

Der Ar bei t sau s s c h u ß für Lu f t g ü tel' ver k ehr hat. 
h kt U ter Führung der Kammer Essen haben SIe IS er le \.am-benden C ara er. n . D" ld f E I 

B -E'lberfeld Bochum Duisburg-Wesel, usse 01', ssen, sero mern Altena armen " . 1\'I't b' b 't 
Id' 1\,1" terjWestf Neuß Remscheid und Sohngen zur .LV I ar eIt erel lohn, Krefe ,.lV uns '" 

erklärt. -B b 'tung der Fragen die das gesamte säe h s i s ehe Wirtschaftsgebiet Zur ear el , ..' d 1 1 
f :'llt die Arbeitsgemeinschaft der 5 sachsIschen Han e s cammern betrei en, wa I . V t d 

(L ' . D sden Chemnitz Plauen Zittau) jedes Jahr emen 0 l' 0 1', er u. a. elpzlg, re, " b k t B St 11 die allgemeinen verkehrspolitischen Fragen übertragen e omm, z. . e ung· 
1 E'ntwurf der neuen EVO einer neuen Straßenverkehrsordnung usw. na Ime zum ".' I d S 11 D' V tkammer verfaßt auch die gemeinsamen Emgaben. AbwelC wn e te ung-

Ile orodrer el'nzelnen Kammern werden dabei getrennt aufgeführt. Aus der letzten na Imen . W' h ft .. t . 
Z 't l' ein solcher gemeinsamer Antrag an das sächSische utsc a smllllS erlUm el se f . b B" k . h :'hnt in dem dieses gebeten wurde bei der DRG. au eme essere eruc sie -erwa , , . ht t . 1 d' tigung der sächsischen Grenzgebiete hinzuwirken. Außerdem nc e en 1 lC 
Wünsche auf Nachprüfung verschiedener Ausnahme- und Durch.fuhrtanfe, auf 
Ausgestaltung der Fahrpläne, Ausbau von Nebenbahnen im Erz?ebuge 

Auch die Bergisch-JHärkischen 1.- und H.-Kammern haben SICh zu emem Ver-
kehrsverband zusammengeschlossen dem die Kammern Altena" Düsseldorf, Hagen, 
Iseriohn, Lüdenscheid, Rcmscheid Solingen angehören d;ssen Geschäfts-
führung bei der 1.- und I-L-Kammer für den Wuppertaler BeZirk m 
men liegt. Er bearbeitet alle Fragen, soweit sie über die Interessen emes emzelnen 
Kammerbezirkes hinausgehen.. . 

Den genannten Verbänden verwandt ist der Verkehrsverband . Nle.dersachsen-
Kassel in Hannover, der in noch vollkommenerer Weise alle hier m Betracht 
kommenden Kräfte zusammenfaßt und sämtliche Verkehrsfragen in seinen Auf-
gabenkreis einbezieht. Er ist an die dortige 1.- und H.-Kammer angegliedert und 
umfaßt außer, den 1.- und H.-Kammern den Landwirtschafts- und Handwerks-, 
kammern, den Stadt- und Landkreisen adch die maßgeblichen Verbände des Wirt-
schaftsgebietes Niedersachsen -Kassel. 

An dieser Stelle darf auf die Berliner Vertretungen der 1.- und ll.,Kam-
mern hingewiesen werden, wie sie z. B. gemeinsam die sächsischen oder einzeln: 
die l.- und H.-Kammern Stolberg, FrankfurtjMain, Bremen usw .. un.terhalt?n. 
Ihre Aufgabe ist es, den von . ihnen vertretenen Kammern über alle WichtIgen Wirt-
schaftlichen Vorgänge, insbesondere auf dem Gebiete der (schwe-; 
bende Gesetzentwürfe) Bericht zu erstatten. Weiter haben sie für dwse auf ent-
sprechende Anträge Informationen bei den verschiedenen Ressorts der Reichs-
regierung und bei anderen öffentlich-rechtlichen Körperschaften' einzuholen. . 

Der Deutsche Industrie- und Handelstag (D. 1.- und H.-Tag) 1st 
bekanntlich die permanente Spitzenvertretung sämtlicher deutscher 1.- und H.-
Kammern mit dem Sitz in Beriin. Er wurde schon 1861 gegründet und beruht auf 
freiwilliger Grundlage. "Der D. 1.- und H.-Tag hat seit seinem Bestehen eine 
außerordentliche umfangreiche und wirkungsvolle Tätigkeit an den Tag gelegt. 
S<:ine "Beschlüsse und Kundgebungen, darunter namentlich die iiußerungen auf den 
alljährlichen Vollversammlungen, gehören seit Jahrzehnten Z\l den wichtigsten 
wirtschaftspolitischen Ereignissen. Der D. 1.- und H.-Tag hält ständig ein großes 
Büro mit einem großen Stabe wissenschaftlicher Beamten; er gibt regelmäßig 
eine:Zeitschrift .heraus .und versorgt die deutschen Handelskammern auch sonst 
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durch Mitteilungen, Aufklärungen und Beratungen usw. fortlaufend mit wichtigen 
Materialien." 1) 2) Sein Zweck ist, Deutschlands Industrie und Handel zu fördern, 
wozu selbstverständlich auch die Förderung des deutschen Verkehrswesens, und 
zwar vom gesamtwirtschaftlichen Standpunkt aus, gehört. Auf Grund von Satzun-
gen und Geschäftsordnung hat er zur Beratung wichtiger Verkehrsfragen beson-
dere Ausschüsse eingesetzt. Neben diesen, dem Verkehrs- und dem Postausschuß 
bestehen solche, die nicht als satzungsgemäß gelten, nämlich der Fahrplanaus-
schuß, der Kraftverkehrs· und der Luftverkehrsausschuß. Der D. 1.- und H.-Tag 
umfaßt die gesamte Unternehmerwirtschaft mit Ausnahme von Handwerk und 
Landwirtschaft. In ihm kommt daher im Gegensatz zu sonstigen am Verkehrs-
wesen ebenfalls lebhaft interessierteu Fachverbänden meist schon vor seiner Stel-
lungnahme nach außen ein gewisser Ausgleich der Interessengegensätze zur Gel-
tung. Außer den Arbeiten seiner Ausschüsse, die sich mit den allgemeinen und 
grundlegenden Verkehrsfragen der deutschen Volkswirtschaft befassen, liegt ihm 
die umfangreiche Arbeit der Vertretung sämtlicher Interessen der Wirtschaft, so-
weit sie nicht örtlicher Natur sind, bei den Reichsministerien und Verkehrsverwal; 

_ tungen ob. An seinen Sitzungen nehmen stets Vertreter der betreffenden Ministe. 
rien (Reichsverkehrsministerium, Reichspostministerium), Mitglieder der entspre-
chenden Verwaltungsräte und Hauptverwaltungen von Reichsbahn und Reichspost 
teil. Meist werden u. a. auch Verkehrsilusschußmitglieder und Verkehrsdezer-
nenten vom Reichsverband der Deutschen Industrie und vom Reichsverband des 
Deutschen Groß- und Überseehandels sowie vom Verein Deutscher Spediteure 
hinzugezogen. An das Referat des Berichterstatters schließt sich jedesmal eine 
außerordentlich sachliche Diskussion an, in der unter dem Vorsitz von Geheimrat 
Haeusser die besten Verkehrspolitiker der Wirtschaft zu Worte kommen. Die 
(Jegenäußerungen der anwesenden Regierungsvertreter zu den Wünschen geben den 
Entschließungen ebenfalls den Ausdruck der feinst abgewogenen 'und <1-ußerordent-
lieh objektiven Stellungnahme. Die Verhandlungsberichte sind fast Kollegs über 
spezieUe Verkehrsfragen zu nennen. Daß Sachlichkeit und Klarheit bei den großen 
staatlichen Verkehrsunternehmungen oder dem Reichsverkehrsministeriulll ent· 
sprechende TIesonanz und Berücksichtigung finden, ist verständlich. Die Lektiire 
dieser Berichte wäre manchen kleineren Verbänden zu empfehlen, deren Ein-
seitigkeit und Oberflächlichkeit häufig weit über das Ziel hinausschießen. 

Die Zusammenarbeit der Spitzenverbände ist auf diesem Gebiete als gut 
zu bezeichnen. Die Einladung zu den Sitzungen der Verkehrsilusschüsse erfolgt 
automatisch, ebenso findet wenigstens zwischen dem D. 1.. und lL-Tag, dem Heichs· 
verband der Deutschen Industrie und dem Reichsverband des Deutschen Groß-
und Überseehandels ein regelmäßiger Austausch der Mitteilungen und Hund-
schreiben statt. , 

An großen Arbeiten leisteten die Ausschüsse des D. 1.-' und H.-Tages· in der 
letzten Zeit folgende: im Eisenbahnverkehr die Bereinigung des NormalgütertaJ;if-
systems und die Neufassung der EVO., im Postverkehr die systematische Änderung 
des Fernsprechgebührentarifs wie die Erhöhung des. Postgebührentarifs. Durch die 
gemeinsamen Arbeiten der Spitzenverbände, 'des Reichswirtschaftsrats und 
sonstigen beteiligten Verkehrsbeiräte ist eine Klärung: der Binnenschiffahrtsfragen 
versucht worden. Im Kraftfahrwesen wurde die grundlegende Bearbeitung der peuen 
Kraftfahrzeugsteuer für die Weiterentwicklung dieses Verkehrszweiges v.on großer 
Bedeutung, wie endlich auch die Arbeiten auf dem Gebiete des internationalen 

1) Vgl. Apelt. S. 3ß. 
2) .Vgl. auch "Der Deutsche lIandeIstag 1861-1911'\ H. Bd., Berlin 1913.' " , 

7* 
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Luftrechts wohl als Anfang einer immer größer werdenden yereinheitlichung 
der internationalen Luftverkehrsbeziehungen angesehen werden kannen. i) 

Bei den Arbeiten der Ständicren Tarifkommission sowie bei der Behandlung 
der Ausnahmetarife durch die be;ichterstatlenden Reichsbahndirektionen wird der 
D. 1.- und H .. Tag mehr und mehr zur Stellungnahme in Zweifelsfällen heran· 
gezogen. 

b) Landwirtschaftskammern und Deutscher Landwirtschaftsrat. 
. Den Hauptteil der die Verkehrspolitik Tä.tigkeit in La n 

wll'tschaftskammern (L,-Kammer) dürfte dre Mltarbetl an. der Gutertal'lf: 
politik der Reichsbalm in ihren volkswirtschaftlichen Referaten emnehmen. Dabm 
handelt es sich, wie bei den 1.- und H.-Kammern, hauptsächlich um gutachtliche 

zu Frachtermäßigungs- und Detarifierungsanträl?en (für. 
schafthche Produkte), zu denen die damit beauftragten 
um Stellungnahme bitten. Diese kann zustimmend oder ablehnend sem, Je nach dem 
Förderungs- und Schutzbedürfnis der Landwirtschaft des betreffenden Kammer-
gebietes: Vor Errichtung neuer Kraftpostlinien werden häufig um 
gutach!hche Außerungen von den zuständigen Oberpostduekhonen gebeten. Ge-
le?enthch werden auch selbst Anträge von den 'L.-Kammern a.n Deutschen L.and-
wIrtschaftsrat gestellt, der seinerseits um Äußerung zu wich ligen Fragen bittet. 
In letzter Zeit hatten die Kammern mehrfach auch zur Straßenverkehrspolitik 

. zu In ihren Eingaben zu dem einer 
kamen sie teIlweise in Kollision mit den 1.- und H.-h,ammern. Diese wollten 1m 
Inte,resse einer stärkeren Vereinheitlichung der Bestimmungen für ,wirtschafts-

vorgesehenen Erleichterungen (Beleuchtung usw.) beseitIgt wissen .. Dem-
gegenuber bestanden die L.-Kammern entsprechend den sehr unterschiedlich 
?elag.erten landwirtschaftlichen Betriebsverhältnissen, die sich nicht schematisch 
m die allgemeinen Verkehrsbestimmungen eingliedern ließen, auf einer Sonder-

Der geplanten Einführung einer allgemeinen Fahrzeugsteuer stehen 
SIC naturhch durchaus ablehnend gegenüber und verfolgen diese Frage mit großer 
Aufmerksamkeit. 

Der Deutsche Landwirtschaftsrat2) (DLR.) ist die Spitzenvertre-
tung der D. L.-Kammern und beruht, wie der D. 1._ und fl.-Tag auf freiwilliger 

S.chon 1872 als Zentralstelle für die landwirtschaftlichen Interessen 
":lrd er seit langem von der Regierung anerkannt. Unter den 6 Abtei-

lungen(, .m die das Arbeitsgebiet zerfällt, befindet sich auch das Referat für Ver-
kehr EIser:bahn, Post usw.)', Presse und Statistik. Die Einrichtung einer beson-
deren hierfür war von der 54. Vollversammlung (192'1) beschlossen 
worden. MIt der Einstellung eines weiteren Referenten und entsprechender Ver-

des Büropersonals wurde damit die Bearbeitung der Verkehrsangelegen-
heiten Kurz darauf, im Juni 1926, konstituierte sich auch beim 

V Dieser setzt sich zusammen aus den landwirtschaft-
lIchen .MItglIedern bzw. deren Stellvertretern im Ausschuß der Verkehrs interessen-

bel der Ständigen Tarifkommission (5), im Reichseisenbahnrat (14), im Stän-
digen (3)' und im Verwaltungsrat der Reichspost (2), wobei 
dem Ausschuß ErweIterung durch Zuwahl freisteht. Als Vorsitzender wurde Graf 
von der Schulenburg-Grünthal gewählt, der u. a. dem Verkehrsausschuß der 

1) VgI. Tätigkeitsbericht des D. 1.- und II -Tages 1927 (Verkehrswesen' bearbeitet von Dr. Hay). ,,' 
2) Vgl. Jahresberichte des Deutschen Landwirtschaftsrates, Berlin 1926 und 1927. 
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Ständigen Tarifkommission, dem Reichseisenbahnrat und dem Verwaltungsrat der 
Reichspost angehört. Das Ziel der Arbeiten des Ausschusses soll die Herbeifüh-
rung eines engen Einvernehmens der landwirtschaftlichen Mitglieder in den Ver-
kehrsbeiräten untereinander und mit der Geschäftsführung des DLR. sein, da-
mit ein einheitliches Vorgehen aller landwirtschaftlichen Vertreter in den Ver-
kehrsfragen erreicht wird. Man sucht dies inder Hauptsache dadurch zu ver-
,,:irklichen, daß vor den Sitzungen der Ständigen Tarifkommission, des Reichs-
ersenbahnrates usw. nach Bedarf Vor b e s p r e c h u n gen abgehalten werden. Der 

des DLR. trat im Geschäftsjahr 1926/27 zu zwei Sitzungen zu-
sammen. BOl der ersten handelte es sich in der Hauptsache darum, eine Einigung. 
über die Vorschäge der landwirtschaftlichen Mitglieder zum Ständigen Ausschuß 
des erzielen. Die zweite Sitzung hatte u. a. die Vorbespre-

dw Prüfung des Normalgütertarifs zum. Gegenstand, 
mIt d.er Sich wen!ge Tage darauf (Januar 1927) die Ständige Tarifkommission in 
Garmlsch-Partenklrchen beschäftigte. ' 

. Wegen der Menge Verkehrs fragen wurde im Zusammenhang 
mIt vom DLR. der: LandWirtschaftskammern empfohlen, ähnliche Vorbespre-
chungen vor den Sitzungen des Landes- wie Wasserstraßenbeirates ihres Be-
zirkes veranstal.ten. Der DLR. hat ferner die L.-Kammern gebeten, die in den 

gebildeten, der Reichspost gebotene Gelegenheit enger 
ZusammenarbeIt mIt den Oberpostdirektionen wahrzunehmen. Durch gegenseitige 

des Schrifttums wurde der Anfang dazu gemacht. 
. langer :als bel den Wirtschaftszweigen anhaltende Notlage der 

m veranlaßt deren Interessenvertretungen ganz 
besonders, dw Ta r I f poil t I k der Heichsbahn zur Verbesserung ihrer Produktions-
und Absatzbedingungen zu beeinflussen. Dabei handelt es sich einmal um Bestre-
bungen, tarifpolitische Einfuhrvergünstigungen zu verhindern, zum anderen um 
zahlreiche Anträge auf Tarifermäßigungen. ' 

Die. gegen die Begünstigung ausländischer Waren 
du;ch dlC ROlchsbahn gelten m erster Linie dem sogenannten Reexpeditionsverkehr 
bel dem z. B. eine Ermäßigung der Umschlaggebühren für südländisches Obst 
auf den Bahnhöfen M:ünchen und Frankfurt/Main gewährt wird. Man fürchtet, 
daß daraus .. dem notleldenden Obst- und Gartenbau gesteigerter Wett-

er:vachst. Im Verfolg dwser Bestrebungen wird das Augenmerk auch auf 
weItere EIsenbahnverhandlungen zwischen der DRG. und ausländischen Bahnen 

die z. T. in vorgesehen sind. Wie weit die auslän-
dische Konkurrenz durch betnebsorganisatol'ische Maßnahmen der Reichsbahn 
abzuhalten gesucht wird, davon später noch ein Wort. 

. Den größten Ra?m haben die Bestrebungen auf Tarifvergünstigungen 
emgenom.men. Dabei handelte es Sich sowohl um Ausfuhr- wie um Binnentarife. 
Zur Verrmgerung der Absatznot wurden u. a. Ausfuhrtarife für den schwer absetz-
baren Roggen und für Kartoffeln verlangt und teilweise erreicht. über Seehafen-
ausnahmetarife für sind Verhandlungen im Gange. Im Binnen-

für Betriebsmittel und -erzeugnisse in 
Frage. Gememsam mit den mteresslerten Verbänden der Industrie und des Handels 

den Fachverbänden konnten Ermäßigungen für Ma-
schmen, DungemIttel, Saatgut usw. erreicht werden . 

. Für .. die Haupte.rz.eugnisse wurden häufig Notstandstarife eingeführt, die 
glelchzelhg zur VerbIlhgung der Lebenshaltung beitragen sollten. Deren vorüber-
gehender Charakter zwang häufig zu Verlängerungsantl'ägen, für die Kartoffeln 
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. V hl d' aus dem Notstandstarif herauszunehmen und einen be-
zumd orsc ag'h lese' f . 1 affen Zahlreiche Detarifierungsanträge, Vergünsti-
son eren Ausna metan zu sc 1. 1" t d'r Sonderanträge Ostpreu-
gungsbestrebungen für u zung e seien nebenbei erwähnt. 
ßens für Getreide- und Pferdetanferma 19ungen usw. . . . . 

f betriebsorganisatorischem Geblet smd die Bestrebun-
Aus den Anregungen au. . 1 Verbraucher- und Erzeuger-

gen zur Verbesserung der Verbmdungen lOttnb erb niederländischer Agrar-
b . k 1 I b . u z B der star e n e ew eZlr en lervorzu le en, woz .' . . l' t A laß bot. Rechtzeitige Ein· 
Produkte im rheinisch-westfähschen Industnege )le n k h "ß' GI' I .. l' hk ·ten sollen eine ver e rsma Ige elc 1-legung schneller Beförderungsmog lC 
steUung mit den ausländischen Erzeugmssen schaffen. . . 

. d . engsten Einvernehmen mIt der Preußischen 
AUe Forderungen wur en 1m . en landwirtschaftlichen Spitzenorgani-

Hauptlandwutschaftskammer, den h ft (H u tsaatstelle der Deutschen 
sationen und den zuständigen Fachkorpersc a en a p L d . . h . . h ft f"r Saatanerkennungswesen, Kartoffelbauge-an wutsc an, Arbmtsgememsc a u ). t llt. 
seUschaft, Reichsverband für Obst- und Gartenbau ges e . . 

Die W" 1 L d . t chaft auf dem Gebiete des Postwesens smd m den unsc le der an wir s . . 1 f Verbesserung der Post-
letzten Jahren besonders stark hervorgetreten. SIO Z10 en au .. k . 1 t' d L d . , . I d BeruC sie 1 Igung er an-zustellung auf dem Land'" und auf eine ausrelC len e d' t 1" B 

' v . l' (N acht lens an gere e-wirtschaft bei der Neuregelung des Fernsprechwesens llIl 1 It ' Mt' 1 
d· . d L Kammern er la enen a ena s 10nungszelten usw.). Auf Grund des von en.- . . . "b 
hat sich der DLR. eingehend mit der Denkschrift des Rmchspostmmlsters u er 
die Postreform auf dem Lande befaßt und kritisch dazu Stellung genommen (neue 
Postagenturen, Sonntagsbestellung, Kraftwagenverkehr usw.). 

c) und Handwerks< und Gewerbekammer-
Tag: . 

Eine regelrn" ß' B b' t Verkehrsfragen durch die Handwerks-. alge ear el ung vo.n . . t' der Nachkriegszeit 
setzt bei den meisten mgenthch ers .. lIl h' 

em. DIO 1m allgemeinen Teil dafür bereits angeführten Grun.de 1Or. 
Tatsache ist jedoch, daß das Handwerk mit seiner hauptsächhch fur 
Bedarf bestimmten Arbeit von den großen Fragen des Verkehrs unmittelbar mcht 
berührt wird. 

Die zum Teil beobachtere Anlehnung der Handwerkskammern an die 1.- und 
H.-Kammern muß daher im Interesse einer Zusammenfassung. als zweck-
mäßig bezeichnet werden. Freilich ganz zu vermeiden ist die Beschafhgung der 

mit Verkehrsfragen nicht, denn Handwerker kommen 
naturhch mIt Ihren Anregungen und Beschwerden eher zu. Ihnen als zu den 1.- und 
H.-Kammern.. Daß bei diesen aber auch die Interessen des ßewahrt 
werden, daIür bürgt .die Tatsache, daß die 1._ und H._Kammern Ja den 
zu vertreten -haben, mit dessen Wünschen sich die des meist decken. 
Wo, wie bei den: sächsischen Gewerbekammern der Kleinhandel Jedoch. zum 
heitsgebiet der Handwerkskammern gehört, verschiebt sich die allerdmgs. 

aber auch hier anzustreben, um Doppelarbelt zu vermelden; 
in Verkehrsfragen nimmt das u. bel 

den lelefongebuhren em, wo es natürlich zu den W gehort , 1m 
wünscht es möglichste Verbilligung der und 

für die Nahentfernungen, ferner hat es Interesse an der Emfuhrung emes Klem-
paketverkehrs und an einer besseren Postbestellung für das 

Die wichtigste Vertretung für die Handwerkskammern 1st der zustandlge 

(' 
• 
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Landeseisenbahnrat. Außerdem gehören sie den betreffenden Verkehrsverbänden 
und den örtlichen Verkehrsvereinen an. 

Zu erwähnen ist schließlich noch von den sächsischen Gewerbekammern, 
daß ihnen die Fahrplanentwürfe von der Reichsbahndirektion Dresden zur Stel-
lungnahme vorgelegt werden. Ihre Wünsche übermitteln Auf den be-
:zirklichen Fahrplankonferenzen sind sie ebenfalls vertreten. Im Tanfwesen werden 
sie gleichfalls um gutachtliche Äußerung ersucht. 

Der Deutsche Handwerks- und Gewerbekammertag, der in Personalunion mit 
dem Reichsverband .des Deutschen Handwerks steht, wird zu den Beratungen 
des Deutschen Industrie- und Handelstages hinzugezogen. Anregungen von lokalen 
Verbänden erhält er infolge der erwähnten örtlichen Bedeutung der Verkehrsfragen 
wenig. 

2. Freie wirtschaftliche Vereine. 
Eine knappe Gegenüberstellung zwischen öffentlich-rechtlichen Wirtschafts-

vertretungen und freien wirtschaftlichen Vereinen, so weit sie für die hier zu be-
handelnde Tätigkeit wesentlich ist, wurde schon bei den 1.- und H.-K.ammern ge-
geben. Aufgabe beider Arten di.eser Vertretungen ist, um es kurz zu wiederholen, 
die dauernde Förderung gemeinsamer Interessen ihrer Mitglieder zur besseren 
Gestaltung der wirtschaftlichen Lage. Im Gegensatz zu den öffentlich-rechtlichen 
Einrichtungen jedoch sind die freien Vereine in ihrer Organisation, Form und 
Namensgebung keinerlei Bindungen unterworfen. Ihr Zusammenschluß ist über-
wiegend fachlich und beschränkt sich auf bestimmte Wirtschaftszweige. Das 
Ziel wird in größerem Umfang zu erreichen gesucht durch Agitation, Petitionen 
und ähnliche Mittel. Fehlt ihnen also zunächst auch das mit dem öffentlich-
rechtlichen Charakter der Kammern verbundene Ansehen, so verleihen doch Wahr-
nehmung einheiUicherer Interessen, stärkere Aggressivität und schließlich wertvolle 
Leistungen ihren Forderungen Stoßkraft,. Anerkennung und Erfolg. Und wenn sie 
auch reine Interessenpolitik treiben, so verfolgen sie ihre Ziele doch zum Teil 
durchaus nach volkswirtschaftlichen Grundsätzen. 

Die Verkehrsdezernate und Verkehrsausschüsse von Landschafts- und Fach-
gruppen leisten eine reiche Vorarbeit für die gemeinsamen Besprechungen bei den 
Spitzenverbänden. Ohne diese Zubringerdienste stände deren Bearbeitung grund-
sätzlicher Fragen häufig auf tönernen Füßen. Die auf Eingaben ·oder Umfragen ge-
hildeten Urteile der Unterverbände tragen den Verhältnissen übersehbarer und 
einigermaßen gleichartiger Wirtschaftsbezirke oder Berufsgruppen Rechnung. Aus 
der Lage zur Rohstoffbasis, zum Ausland, zu Seehäfen, Binnenwasserstraßen, 
aus der Produktionsstufe usw. ergeben sich bedeutende Unterschiede auch in den 
Forderungen an die Verkehrspolitik, die gelegentlich zu heftigen Meinungsverschie-
denheiten führen. Sie innerhalb der eigenen Reihen auszutragen, ist Aufgabe der 
Spitzenverbände, die natürlich ausgezeichnete Bearbeiter haben müssen, wenn die 
Unterverbände zu ihnen Vertrauen haben sollen. Diese müssen überzeugt sein, daß 
die Spitze alles tut; andernfalls gehen sie selbständig vor, was gelegentlich aller-
dings auch aus taktischen Gründen geschieht. 

a) Industrie. 
Innerhalb der Tätigkeit der landschaftlichen Verhände und Fachgruppen der 

Industrie nimmt die Beeinflussung der gesamten Tarifpolitik den größten Raum 
ein. Bei dieser wieder ist das Hauptinteresse auf die Frachtsätze des Güterverkehrs, 
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b"h und Beförderungsbedingungen gerichtet. Der Personenverkehr dessen N ebenge uren " 
tritt demgegenüber stark zuruck. 

aa) Regionale Verbände. 
. '1 oder 1 a n d s c ha f t 1 ich e n Vereine sind vorangestellt worden. 

Dw regiOna en t " htl' h " k t h d Z hl 1 inter den jüngeren Fachvereinen be rac lC zuruc seen , 
Obwohl. an ad h 1 infolge ihres meist J'ahrzehntelangen Bestehens, ihrer reichen 
kommt Ihnen oc 1 't V k h f d ihrer umfassenderen Beschäftigung aUC 1 ml er e rs ragen 

u1n größere Bedeutung zu Das selbstgesteckte , Tätigkeitsgebiet ent-
durchschm lC 1 • " ß I d 11 Ir . b'" en durchaus dem AufgabenkrCls emer gro en ,- un ,- >..ammer. spncht el elmg " t t l' 1 ,,' f t u erwähnen daß diese Verbände m den melS en gese z IC ten Unnohg as z '. ,." . . k b t I 

I b · "ten vertreten smd SOWClt diese fur Ihren Bezlr es elen, Verke lrs elra . , . ' 
Als Vertreter der hinter ihnen stehenden Wirtschaftsgebiete nach Ihren 

t .. hl' I en Leistungen zu urteilen sind als auch auf anderen Gebieten hervor-ta sac IC 1 , • W h d d landschaftliche Verbände zu nennen' der Ver ein zur a run ger 
ragen ? n sam e n wir t s c h a f tl ich e n In te r' es sen in Rh ein la n dun d Wes t-
gemel . 1 I d t' 11 falen (Langnam-Verein} und der Verband SächslsC le.r n us ne. er., 

Der Langnam-Verein in Düsscldorfl) steht m mit 
d Nordwestlichen Gruppe des Vereins deutscher Eisen- und Stahhndustneller. 

-gehen gelegentlich mit dem ebenfalls sehr rührigen 
(Syndikat) vor. Auch hat sich zwischen ihnen eine gewisse 
ebildet, uud zwar bearbeitet der Stahlwerksverband, den Ja nur dw 

fnteressieren, hauptsächlich die Detarifierungsanträge, während der 
Geschäftsführung der beiden anderen' Verbände Tarifsystemfragen und allgememe 
Ermäßigungen obliegen, , 

Zum Zwecke einer einheitlichen Stellungnahme in die ,ganze 
rheinisch-westfälische Wirtschaftsgebiet angehen, besteht dlC Nie der rh e llli s C h -:w e s tf ä I i s c h e Ver k ehr s - u nd T a r i f k 0 n fe ren z i n D ü s sei, dorf, deren 
Geschäftsführung in den Händen der Nordwestlichen Gruppe des Verems Deutscher 
Eisen- und Stahlindustrieller liegt. Sie wurde 1920 von der 1.- und H.-Kammer 
Essen angeregt. Aus persönlicher Fühlungnahme zwischen den 
der großen Werke und Verbände entstand allmählich eine dauernde EmrlChtung. 
Infolge Wechsels in der Leitung des Verkehrs dezernates bei der 1.- und H,-Kammer 
Essen übernahm die Nordwestliche Gruppe die Führung, Der Ausschuß tagt grund-
sätzlich monatlich, meist aber nach Bedarf in Düsseldorf. 

In letzter Zeit hat auch eine zweckmäßige ZusammeIl:arbeit mit anderen 
wirtschaftlichen Verbänden und mit 1.- und H.-Kammern seItens des Langnam-
Vereins stattgefunden, um mit einer noch durchschlagsfähigeren Willensbildung 
bei wichtigen und die gesamte Wirtschaft des Ruhrgebietes berührenden Verkehrs-
fragen den gewünschten Erfolg zu erzielen. . . 

Der Ver ban d S ä c h s i s ehe r In d u s t ri elle r in Dresden mIt semen 
27 Ortsgruppen hat ebenfalls Verkehrsausschuß und Verkehrsreferat. Fragen 
lokaler Natur bearbeiten die Ortsgruppen natürlich direkt, wofür, was den Eisen-
bahnverkehr . anlangt, auch in gewissem Umfang die Betrie,bsdirektionen der 
Reichsbahn m Sachsen noch zuständig sind. Fragen allgememer .Natur gehen 
an den Verband Sächsischer Industrieller. Dieser wieder verhandelt m Angelegen-
heiten, die rein sächsische Belange betreffen, direkt mit den Behörden in Dresden 

1) Vgl. Mitteilungen des Vereins zur Wahrung der wirtschaftlichen Inter-
essen in Rheinland und Westfalen; 19215/1, 1926/3, 1927/5. 
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und Berlin, bei Fragen, die das ganze Reichsgebiet angehen, bedient er sic.h des 
Einflusses in den Ausschüssen des Reichsverbandes der Deutschen Industrie, zu 
dessen besten Mitarbeitern er, wie übrigens auch der Langnam-Verein, zählt. 

Da die Fortbildung des Normalgütertarifs hauptsächlich in dem Verkehrs-
ausschuß des Reichsverbandes der Deutschen Industrie bearbeitet wird, soll hier 
etwas näher auf die Bemühungen um die ebenso wichtigen 
eingegangen werden, Nachdem diese während des Krieges und aus pohhschen 
Gründen noch lange in die Nachkriegszeit hinein größtenteils aufgehoben waren, 
setzten naturgemäß rege Bestrebungen auf ihre Wiedereinführung ein, Nach Art. 365 
des Versailler Vertrages hatten die Feindbundstaaten das Recht zu verlangen, daß 
ihre Güter alle Erleichterungen und in jeder anderen Hinsicht die günstigste Be· 
handlung erfahren, die für Güter gleicher Art galten, die auf irgendeiner deutschen 
Strecke im Binnenverkehr oder zum Zwecke der Aus-, Ein- oder Durchfuhr unter 
ähnlichen Beförderungsverhältnissen insbesondere bezüglich der Länge der durch-
laufenen Strecke, befördert wurden. Mit dem 10. Januar 1925, an dem gleich-
zeitig auch handelspolitische Begünstigungen fielen, verzichteten die Feindbund-
staaten auf das Recht der Verlängerung dieser Bestimmung, so daß außenpolitisch 
kein Grund mehr vorlag, weiterhin die Erstellung von Ausnahmetarifen zu ver-
weigern. Außer den fortwährenden Bemühungen, die Zahl der Ausnahmetarife 
immer mehr zu vergrößern - wogegen allerdings auch Bedenken wegen der Über-
sichtlichkeit der Tarife geltend zu machen sind - oder die bestehenden auf andere 
Güterarten aus z u d eh ne n (z. TI. Ausnahmetarif für Eisen auf Halbzeug), war 
es dauernd Aufgabe der Verbände, die R ü c k wir ku n gen der 1924 dreimal 
erfolgten allgemeinen Frachtermäßigungen für Normaltarife und der am 1. August 
1927 erfolgten Tarifreform auf die Ausnahmetarife zu beobachten, Nicht selten 
wurden diese dabei unberücksichtigt gelassen, so daß die Spanne zwischen ihren 
und den Sätzen der Normaltarife auf ein Minimum herabgedrückt wurde. Auf diese 
Weise verloren sie natürlich ihre Bedeutung, Dann war z. TI. der Anreiz für die Ver-
frachter besonders des Ruhrgebietes, statt der kürzeren Reichsbahnstrecken im 
gebrochenen Bahn- und Schiffsverkehr nach den ausländischen Seehäfen, die meist 
längeren Bahnstrecken nach den deutschen Seehäfen zu benutzen, nicht mehr 
gegeben. Andere Anträge waren darauf gerichtet, die Ausnahmetarife für weitere 
Ton n e n sät z e als vorgesehen gelten zu lassen oder fehlende wichtige Ver-
k ehr s be z i eh u n gen in die Tarife aufzunehmen, Die von der Industrie heute 
geforderten Vergünstigungen sind Aus f uhr - und Bin n e n -Ausnahmetarife, In 
der zweiten Gruppe sind hervorzuheben Notstands· und Binnenumschlagsausnahme· 
tarife. Bei den Ausfuhrausnahmetarifen sind zu unterscheiden solche über See-
häfen und solche über die trockene Grenze. 

Gegenüber dem Zögern der Reichsbahn, das zweifellos in der Nachprüfung 
der neuen Verhältnisse gewiss,e Berechtigung hatte, wiesen die in Betracht 
kommenden Industrien und Wirtschaftsverbände in ihren Anträgen auf See-
ha f e n -Ausnahmetarife immer wieder darauf hin, daß ohne eine erhebliche 
Steigerung der Ausfuhr die Erfüllung der Reparationsleistungen für die deutsche 
Wirtschaft unmöglich sei. Für die rheinisch-westfälische Wirtschaft wurden haupt-
sächlich folgende Seehafenausnahmetarife daraufhin eingeführt: für Eisen und 
Stahl sowie Eisen- und Stahlwaren, Bier, Linoleum, Stein·, Siede- und Hütten-
salz, Düngemittel, Zement, Glas, Papier und Pappe, Feuerton und Steingutwaren. 

Nachdem hier das wichtigste erreicht ist, gehen vielfache Bestrebungen dahin, 

1) Vgl. Mitteilungen des Langnam·Vercins a, a, O. 
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. A h t'f f die Ausfuhr über die trockene Grenze auszudehnen, drese usna me an e au . ' . A f d' . 
f" . h b d s auch die sächsische Wutschaft emsetzt. u lesem Gebiete 

wo ur SIC eson er . 1 h bl' 1 M" 1ft t Iit d . V I' h zur Vorkriegszeit noc 1 ganz er e IC lC ange es ges e . 
en. 1m auf die in fast allen vor dem Kriege vorhandenen direkten 

orgesehenen Ausnahmesätze und die daneben bestehende 00' 
Verbandstan en v I' "d' V k hr b . h " htl' h Z hl von besonderen Ausna Imetanfen fur rese e s. ezlC ungen. 
trac IC ß e ...; ttbewerb, mit dem sämtliche deutsche Ausfuhrmdustnen auf dem 
Der gro ket ueka"mpfen haben, und der Rückgang der gesamten deutschen Ausfuhr 
Weltmar z W 't . d . 

d. Forderung heute verstärkte Geltung zukommen. el er WIr auf dw 
lassen leser . A' b hb W ttb b I" d (It I' ), 'f l't' he Förderung dieser rt m enac arten e ewer s an ern a !Cn !an po I ISC ., II b d . Von der Schwermdustne des Westens wurde vor a em e auert, 'daß 
verwiesen. h' d . E' d St hl d' R' hsbahn für die Ausfu r von Elsen un Stahl sowie i Isen· un a waren 
dre Abis D keine Ausnahmetarife erstellte. Die DRG. die 

damit, daß :ie die .. entstehenden Einnahmeausfälle mcht. tragen 
k"nne Erst gelegentlich der Tanferhohung vom 1. Oktober 1928 wurde eme von 

allerdings als kaum ausreichend angesehene Ermäßigung von 
22-26 % (gegenüber den Sätzen des Normaltarifes) eingeführt. Den weiteren 
Wünschen der Wirtschaft muß aber entgegengehalten werden, daß allge· 
meine Ausdehnung der Seehafenausnahmetarife auf die Ausfuhr über die 
Grenze die Seehafentarifpolitik durchkreuzt. Die Förderung der deutschen Seehäfen 
und der deutschen Seeschiffahrt würde damit größtenteils illusorisch. 

Vorstellungen vieler maßgebenden Wirtschaftskreise und Interpellationen im 
Reichs. und Landtag haben dem in dauernder wirtschaftlicher Notlage befind· 
lichen Erzbergbau im Sieg·, Lahn· und Dillgebiet neben staatlichen Subventionen 
No t8 t a n d s ta r i f e für Brennstoffe und Eisenerze gebracht. Daß deren Ermäßi· 
gungen mit den allgemeinen Frachtherabsetzungen häufig nicht Schritt hielten, 
war Anlaß zu zahlreichen weiteren Eingaben. Der DRG. wurde immer wieder 
vorgehalten, daß die Einstellung des Erzbergbaues Beförderungsverluste mit sich 
bringen werde, da der Ersatz an Erzmengen zum großen Teil auf dem Wasserweg 
aus den Hütten des Auslandes beschafft werden würde. Den Ausschlag für die 
erzielten tarifpolitischen Erfolge hat aber wohl nicht zuletzt die enge Wechsel· 
beziehung zwischen diesen Gebieten' und der Ruhrwirtschaft gegeben. 

Die Notlage der eisen· und stahlverarbeitenden Industrie des "Schmerzens· 
kindes" Ostpreußen veranlaßte die DRG. zur Einführung eines Ausnahmetarifs 
für Eisen und Stahl, Eisen· und Stahlwaren aus Rheinland und Westfalen sowie 
Oberschlesien nach Ostpreußen. Dabei war dem oberschlesischen Versandgebiet 
eine Frachtermäßigung um 15 0/0, dem rheinisch.westfälischen Industriegebiet 
dagegen nur eine solche von 10 % zugestanden worden. Das gab der benachteiligten 
Wirtschaft Veranlassung, eine Gleichstellung zu fordern. Für die angeführte Fest· 
setzung der DRG. dürfte jedoch einmal die Vergünstigung, die der Staffeltarif den 
weiteren Entfernungen geWährt, und zum anderen die Rücksicht auf den Wett· 
bewerb der polnischen Eisenbahnen bestimmend gewesen sein. 

In der Frage der Binnenumschlagtarife sei nur auf ein Beispiel ein· 
gegangen, das zeigt, wie sich durch die Tarifpolitik weit entfernt liegende 
Industrien ins Gehege kommen können. Die rheinisch-westfälische Sägewerks' 
industrie war durch die Entfernungsstaffel des neuen Normalgütertarifs geradezu 
in Notlage geraten. Während sie für das von ihr verarbeitete süddeutsche Rund· 
holz auf die kurzen Entfernungen zwischen den Holzgewinnungsstätten und den 
Umschlagplätzen am Oberrhein und zwischen denen des Niederrheins und den 
Sägewerksstationen die hohen Nahfrachten zu zahlen hatte, konnten. die süd· 
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deutschen Sägewerke, durch die billigen Sätze für die weiten Entfernungen 
begünstigt, ihr Bauholz auf unmittelbarem Bahnweg nach Rheinland und West-
falen verfrachten. Um der rheinisch·westfälischen Sägewerksindustrie ihren natür-
lichen Absatzmarkt wiederzl,lgeben, ging der Antrag des Langnam·Vereins, der 
u. a. von den 1.- und H.·Kammern Bonn, Düsseldorf, Duisburg·Wesel und Köln 
sowie vom Verein der Holzindustriellen in Rheinland und Westfalen und dem 
Rheinflößereiverband in Mainz tatkräftig unterstützt wurde, dahin, einen Wasser· 
umschlagtarif für Rundholz zu erstellen. Der Ausgleich zwischen den Interessen 
der rheinisch·westfälischen und der süddeutschen Holzwirtschaft war nicht leicht 
zu schaffen, zumal, da die Einführung von Wasserumschlagtarifen bei den be· 
kannten Gegensätzen zwischen Binnenschiffahrt und Reichsbahn immer mit 
Schwierigkeiten verbunden ist. Die lleichsbahndirektion Köln als geschäftsführende 
Verwaltung der DRG. erkannte jedoch die Notlage der Holzwirtschaft ihres 
Bezirkes an und trug dazu bei, daß der Wasserumschlagtarif für Holz ab 1. August 
1927 gewährt wurde. 

Aus dem Gebiete der reinen Binnenausnahmetarife seien die Bemühun· 
gen des Verbandes Sächsischer Industrieller erwähnt, die den west· und süd· 
deutschen Spinnereien gewährten Ausnahmetarife für Rohbaumwolle und Garne 
im Interesse der sächsischen Spinnereibesitzer auch auf Sachsen auszudehnen. 

Wett be wer b s ta r i f e erstellt die Reichsbahn, um ab· oder umgeleiteten 
Verkehr wieder an sich zu ziehen. Sie verdanken ihre Entstehung nicht der un-
mittelbaren Anregung der Wirtschaft. Valutadumping der Nachbarstaaten und 
Wettbewerbsmaßnahmen fremder Verkehrsverwaltungen sind meist die Ursache. 
Die Wirtschaftsverbände verfolgen diese Vergünstigungen nur deshalb gemiu, um 
mögliche Schädigungen der eigenen Ausfuhrindustrien hintanzuhalten. Soweit diese 
vermieden werden, halten die Verbände diese Tarife für durchaus zweckmäßig 
und notwendig. Die Wirtschaft hat Interesse an Verkehrs zuwachs und der damit 
verbundenen Einnahmesteigerung der DRG. Im anderen Falle müssen Verluste 
durch Tariferhöhungen wettgemacht werden, die die heimische Wirtschaft belasten. 
Nach dieser Seite haben die Verbände zum Teil den Verkehrstreibenden gegenüber 
aufklärend gewirkt. Zur Prüfung der wichtigen Frage, ob die zu erstellenden Tarife 
unter Umständen eine Schädigung volkswirtschaftlicher Interessen herbeiführen 
können, hat der Langnam·Verein wiederholt angeregt, die DRG. solle sich vorher 
mit den zuständigen deutschen Wirtschaftsvertretungen in Verbindung setzen. Das 
geschieht jetzt auch. Bevor Wettbewerbstarife eingeführt werden, wird der 
Reichsverband der Deutschen Industrie von der Reichsbahnhauptverwaltung gut· 
achtlich gehört. 

Wettbewerbstarife gegen den Lastkraftwagen (K.Ausnahmetarife) haben den 
Zweck, die von der Schiene auf das Auto abgewanderten Güter der Reichsbahn 
zurückzugewinnen. Gegen das Bestreben, auch auf diese Weise den alten Ver-
kehrsumfang zu erhalten, hat die Wirtschaft nichts einzuwenden, sie kann dabei 
,nur profitieren. Wohl aber wendet sie sich (Langnam·Verein)' gegen dieses System 
der nachträglichen Maßnahmen, das auch sonst bei der, Reichsbahn anzutreffen 
ist. Eine allgemeine Senkung' der Nahfrachten würde es vielleicht gar nicht zu 
dieser Abwanderung kommen lassen, also vorbeugend wirken. 

Zahlreiche Anträge auf Detarifierungen, wie sie für die in die oberen Tarif· 
klassen Güter der Fertigindustrie häufig gestellt werden, bearbeitet 
der Verband Sachslscher Industrieller (u. a. auch der Verband Südwestdeutscher 
Industrieller und der ye.rband Rheinischer Industrieller)'. Da von der Reichsbahn· 
hauptverwaltung dabel die Verhältnisse des ganzen Reiches geprüft werden Ulüssen, 
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. .. V I I chuß des Reichsverbandes der werden die Anträge zunacllst dem er ce lrsaUSS d 1 l' h 
Deutschen Industrie als Material überwiesen. Als ng wer I en 

. d G" t führt Dabei komm es auc 1 vor, a so Wertvergleiche mIt an eren uern . t b' t anderer Industrien ein-
Anträge lediglich gestellt werden, um m das Abs.a zge I.e e en dieselben Berliner 
zudringen (Westdeutsche Schrauben- und MutternmdustrlC g g 
und sächsischen Industrien).1) 

bb} Fachliche Verbände. 
d t' II f die Interessenvertretungen des 

Bei den Fachverbänden der In uso ne so au . eis iele der Ferti industrie 
Bergbaues (Urproduktion} und auf ZweI hervorragende B p g 
(Fahrzeug- und Maschinenindustrie ) näher eingegangen b' d Ver 

Die hier angestellte Untersuchung zeigt, daß die Ver -eb.rs
t 

rage.n eIl en Hin-
d d B b . ß Teil des Arbeitsge le es emne Imen. -bän en es erg aues emen gro en . V . e 'n der Mitte 

sichtlich der Verschiedenartigkeit der Interessen stehen dlCse d 1 f 
zwischen den eben behandelten landschaftlichen uno en sons 
Fachverbänden. Die Tatsache daß die Kohle bei den ZWCI Transpor -
.. '. 40 0' d beförderten Gutermenge auS-mitteln, Eisenbahnen und Wasserstraßen, Je ,0 er 1 'd d R 11 . lt 

macht und daß die Fracht bei diesem Massengut eine lei .. e 0 , 
läßt das überragende Interesse begreiflich crscheinen. Tanfermaßlgungen .zur r 
weiterung der Absatzmärkte für den wichtigsten Rohstoff ?er gesamten Wlrtscha i 
sind das Ziel der Bestrebungen. Um es zu erreichen, wird I 
ausländischer Kohle, auf die Eigenschaft als Hauptkunde belder e 
hingewiesen und deren Konkurrenz gelegentlich ausgespielt. In der Emf.uhrung von 
Mindestmengenrabatten für bestimmte Verkehrsbeziehungen .. auf. der Sclllenel von hier aus die ersten Erfolge erzielt der Druck auf VergunstIgung durch e a. 
Förderung wichtiger Kanalbauten und' -projekte verstärkt. Genügende und 
tige Wagengestellung, Anzahl und Belastungsmöglichkeiten der Fah.rzeuge 
infolge der riesigen Transportmengen erhöhte Bedeutung. Den fur 
große Zahl der Privatanschlußgleisbesitzer muß besondere Au.fmerksamkeit gewId-
met werden. Da das Grubenholz das der Zech?n dar-
stellt, unterliegt der Holz tarif ständiger Kontrolle und Beemflussung, Wald-
besitzer- und Grubenholzhändlerverbände durch entsprechende Antrage lebhaft 
sekundieren. Personen- (Arbeiter-) und Postverkehr treten dahinter Zum 
Teil sind die Verbände hier in den besonderen Handelskammerausschussen oder 
Verkehrsverbänden führend tätig. Vertretungen in den 
Körperschaften des Reiches und ihres Bezirkes finden WIr fast allgemem: e?-t. 
sprechend der Bedeutung des Kohlenreviers. Auch sind die Verbände MItglIed 
zahlreicher Kanalvereine. 

Als die einflußreichsten Verbände des Steinkohlenbergbaus sind zu nennen: 
der Verein für die Bergbaulichen Interessen zu Essen und sein Antipode, der Ober· 
schlesische Berg. und Hüttenmännische Verein e. V. in Gleiwitz. . 

Im Hinblick auf die in der Einleitung begründete Beschränkung soll. hlCr 
nur auf den Verein für die Bergbaulichen Interessen in Essen und den Bergbauhchen 
Verein zu Zwickau eingegangen werden. Aus der Tätigkeit des V e re ins. für 
die Bergbaulichen Interessen ist hervorzuheben die bei ihm gebildete 
und unLer seiner Geschäftsführung stehende Ver ein i gun g der V e k ehr . 
dez ern e n t e n verschiedener Verbände und Werke der Kohlen· und Eisenmdustne. 
Zweck dieses Zusammenschlusses ist gemeinsames Vorgehen in allen sogenannten 

1) Vgl. Veröffentlichungen des Verbandes Sächsischer Industrieller, Heft 55, 1928, S. 53 H. 
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eisenbahntechnischen Angelegenheiten der beteiligten Industrien und Werke, also 
in der Hauptsache Anschlußgleis-, Gebühren· (Lagerplatz. Nutzungs:! . und 
Wagenfragen. Mitglieder der Vereinigung sind außerdem das 
Kohlensyndikat in Essen, die Nordwestliche Gruppe des VerClns Deutscher Eisen-
und StahlindustrieIIer, der Stahlwerksverband, eine Reihe von 1.- und H.-Kammern 
sowie einzelne große Firmen. Auf die Fragen, die hierbei in den letzten Jahren 
eine Holle gespielt haben, soll bei der DarsteIlung des Reichsverbandes. der Deut· 
sehen Industrie, wo sie ihre zentrale Bearbeitung finden, näher emgegangen 
werden. 

Bemerkenswert ist die SteIlungnahme des Vereins für die Bergbaulichen 
Interessen zu dem Projekt einer Schnellbahn Köln-Dortmund, das von der 
StudiengeseIIschaft für die Rheinisch-Westfälische m. b. in 
einer Vereinigung der Städte dieses Bezirkes, genau ausgearbeitet Wird und uber 
dessen Wirtschaftlichkeit oder Unwirtschaftlichkeit schon zahlreiche Gutachten 
vorliegen. Wohl wird vom Verein für die Bergbaulichen Interessen freudig aner-
kannt daß damit an der "noch immer unerschütterten Monopolstellung der 
Reichsbahn"l) gerüttelt wird und, daß nicht zuletzt der großen Rührigkeit der 
StudiengeseIIschaft ein beschleunigter Ausbau des Streckennetzes im Rhein-Ruhr-
Gebiet zu danken ist. Gegen den Bau selbst wurden jedoch von ihm wie vom Ober· 
bergamt Dortmund in mehrfachen Eingaben, Gutachten und Verhandlungen lebp,afte 
Bedenken geltend gemacht. Durch die Schnellbahn entständen erhebliche laufende 
Bergschäden, woraus einerseits für den Bergbau eine schwere Belastung und 
der Verlust abbaufähiger Kohlenvorräte erwachse, während andrerseits die Be-
triebssicherheit der Bahn selbst gefährdet sei. Inzwischen wurde bekanntlich von 
der DRG. ein Plan zum grundlegenden Ausbau ihrer Linien im Ruhrgebiet vor-
gelegt. Um die auch hierbei möglichen Schäden für den Ruhrbergbau auf das 
geringste Maß zu beschränken, hat sich die DRG. zu Verhandlungen über Einzel-
heiten in der Linienführung bereit erklärt. 

Einen Beitrag zu den Auswirkungen des Staffeltarifs liefert die Denkschrift 
des Sächsischen Steinkohlenbergbaues über seine Benachteiligung durch die Tarif-
politik der DRG.2) 

Die wirtschaftsgeographische Lage des im Gesamtrahmen des deutschen 
Kohlenbergbaues bescheidenen Reviers inmitten der hochentwickelten Industrie 
Südwestsachsens ist denkbar günstig zu nennen. Trotz verhältnismäßig hoher 
Selbstkosten infolge ungünstiger geologischer Verhältnisse, kostspieliger Abbau-
verfahren uSW. hatte der sächsische Steinkohlenbergbau vor dem Kriege in West-
und Mittelsachsen, Ostthüringen und Nordbayern ein nahezu unbestrittenes Absatz-
gebiet. Darüber hinaus tätigte er aber auch nicht ,unbeträchtliche Verkäufe nach 
Südbayern, Ostsachsen, BerIin und bis in die Gegenden von Eisenach und Schwein· 
furt. Der Wettbewerb der mitteldeutschen und der nordböhmischen Braunkohle war 
nicht drückend. Die Hauptkonkurrenten an der Ruhr und in Schlesien lagen so weit 
entfernt, daß ihre frachtliche Vorbelastung nach den genannten Gebieten zu groß 
war, um dorthin vordringen zu können. 

Die Strukturwandlungen der Wirtschaft haben diese Verhältnisse in der 
Nachkriegszeit vollständig verschoben. Zu besonderen sozialpolitischen Belastungen 
kamen die Expansionsbestrebungen der mitteldeutschen Braunkohlenindustrie, 

1) Vgl. Jahresbericht des Vereins für die Bergbaulichen Interessen, Essen, für •.. 
2) Vgl. "Die Benach'eiligung des Sä'hsischen Steinkohlenbergbaues durch die Tanfpohhk 

der Deutschen Reichsbahn". Denkschrift des Bergbaulichen Vereins zu Zwickau e. V., Sep-
tember 1927. 
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deren Friedensförderung um 60 % überschritten wurde, zu der böhmischen Braun-
kohle trat die böhmische Steinkohle auf der EIbe, und ausschlaggebend wurde die 
Konkurrenz der oberschlesischen und der Uuhrkohle. Der 1920 in Kraft getretene 
Staffeltarif dessen Frachtsätze für Kohle (A. T. 6) bei 600 km nur 11 %, von 700 km 
ab nicht mehr höher sind als die wä.hrend die Sätze 
für Nahentfernungen 30 % bis 60 % höher liegen, ermöghchte .diesen entfernten 
Revieren bis in und über die Absatzgebiete des sächsischen 
hinaus vorzudringen. So kann man seit Jahren fast täglich durch Chemmtz Kohlen-
eilgüterzüge von Schlesien nach Nürnberg fahren sehen. Und die Ruhr-
kohle bis nach Görlitz vordrang, wurde ganz Mitteldeutschland bestnttenes Gebiet 
der beiden großen Steinkohlenreviere. Weitere Tarifvorteile (Wasserumschlagtarife 
für den Rhein und die Oder, Ausnahmetarife nach dem Siegerland, nach nieder-
ländischen Stationen) haben deren Position gestärkt, mittelbar den sächsischen 
Steinkohlenbergbau geschädigt. 

Die Bemühungen des Bergbaulichen Vereinsz u Zwickau waren in 
Eingaben und wiederholten, langwierigen Verhandlungen mit der DUG. und den 
anderen Kohlenrevieren zunächst darauf gerichtet, den auf 
die Friedensstaffel zurückzuführen, so daß jeder Entfernung gleIche Ver-. 
teuerung von 32 % (Teuerungsindex) zufallen sollte. Zwar lag eme Entlastung 
der auch im Interesse der mächtigen Gegner und Hauptnutznießer 
der neuen Tarifgestaltung, eine Verteuerung der Fernfahrten konnten Sie aber nicht 
zugestehen. Um die durch die Maßnahme der DRG. verloren gegangene Wett-
bewerbsfähigkeit wieder zu erlangen, wollte sich der sächsische Steinkohlenberg_ 
bau mit einer Milder\lng der heutigen Entfernungsstaffel ab.er auch 
dazu war die Reichsbahn "unter dem Einfluß der großen Stemkohienreviere und 
der Braunkohle" nicht bereit. Wohl in' der Erkenntnis, daß so grundlegende Ände-
rungen eines Ausnahmetarifs infolge seines engen mit dem 
ganzen Tarifsystem von einem einzigen Verband nicht zu erreichen hat der 
Bergbauliche Verein in der genannten Denkschrift einen anderen Weg emgeschla_ 
gen. Er fordert nunmehr für die sächsische Steinkohle tarifliche Ausnahmebehand_ 
lung in Gestalt eines besonderen Frachtsatzzeigers mit 30 % in den in 
Frage kommenden .Entfernungen (b;is 250 km). Es wird abzuwarten ob nUn-
mehr größere Wirtschaftsgruppen diese Forderungen unterstützen. Bel der bis-
herigen Taktik hat sich der Verband Sächsischer Industrieller als Vertreter in 
erster Linie der bei überwiegenden sächsischen Fe r t i g industrie . 
Maschinen) und damit Befürworter des Staffeltarifs etwas zurückgehalten. > 

Die Braunkohle ist in der Nachkriegszeit der aufstrebende Wettbewerber 
der Steinkohle geworden. Sie .nimmt jetzt innerhalb der Kohlenwirtschaft einen 
bedeutenden Platz ein. Neben einer Steinkohlenförderung' von 145 :Millionen t im 
Jahre 1926 erbrachte die deutsche Braunkohlenförderung 140 Mill. t und erzeugte 
34 Mill. t Briketts. 

Auch die rechnet sich zu den besten Frachtzahlern der 
Für ihre Frachtlage bedeutsam ist der Umstand, daß der Absatz_ 

bes.onders. der Rohbraunkohle, infolge des geringeren 
Warmegehaltes, em VIel 1st als der für Steinkohle. Gerade die nahe 
Entfernungen j.a bekanntlich .stärker belastet als die weiten 
Infolgedessen dw Rohbraunkohle in großem Maße dazu bei 
die. Ausfälle des der übrigen Brennstoffe auszugleichen. Mit 
Ausnahrr,te des rhelIllschen Revwrs hegt der deutsche Braunkohlenbergbau aUßer_ 
dem sehr ungünstig zu den nalürlichen und künstlichen Wasserstraßen. 
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Der heute noch geringe Absatzradius der Braunkohle und ihre günstige 
geographische Verleilung gestattet eine Zusammenfassung der verkehrspolitischen 
Interessen. Die Bearbeitung geschieht in dem Deulschen Braunkohlen-Induslrie-
Verein in Halle für die Verkehrsfragen des Mitteldeutschen (Leipzig) und des 
Ostelbischen Braunkohlensyndikats (Berlin), für die der rheinischen Braunkohlen-
industrie durch den Verein für die Interessen der Rheinischen Braunkohleninduslrie 
in Köln. 

Der beim Deutschen Braunkohlen-Industrie-Verein zu diesem Zwecke ein-
gesetzte Verkehrsauschuß berücksichtigt dabei die Anträge und Sonderwünsche 
der Syndikate, die ihrerseits die Auswirkungen der Kohlenausnahmetarife prüfen, 
wobei das Konkurrenzverhältnis zur Steinkohle besondere Beachtung findet. 
Ebenso wird von den Syndikaten die Notwendigkeit, neue Ausnahmetarife für' 
bestimmte Verkehrsbeziehungen zu errichten, nachgewiesen und ihre 
angeregt. 

Die wichtigsten tarifpolitischen Bestrebungen der Braunkohlenindustrie sind: 
darauf gerichtet, 

1. eine Differenzierung der Kohlentarife zu erwirken und 
2. Küstentarife für Braunkohle zu bekommen.1) 

. Bemängelt wird Jahrzehnten, daß der Ausnahmetarif für Kohle (AT. 6)-
ZWIschen den verschiedenen Kohlenar:ten keinen Unterschied macht. Da der' 
Marktpreis für 1 t Rohbraunkohle nur etwa 3 M. beträgt und für 1 t Braun-
kohlenbriketts etwa 13 M., wäp.rend der Wert für 1 tSleinkohle und Steinkohlen-
briketts sich im Durchschnitt auf 18-20 M. stellt, so zieht natürlich die Stein-
kohlenindustrie aus dieser frachtlichen Gleichbehandlung beider Kohlenarten un-
gleich größere Vorteile als die Braunkohlenindustrie. Diese macht daher einem 
in der Hauptsache auf 'dem Wertsystem beruhenden Tarif den Vorwurf der Un-
gerechtigkeit, weil er von einer unteren Grenze ab auf den Güterwert keine Rück-' 
sicht mehr nimm,t.. Absatz und Beförderung nach Wettbewerbsgebieten werden da-, 
durch für das bIllIgere Gut ausgeschlossen. . 

Mehrfache Vorstöße von industrieller wie vonVerbraucherseite eine Differen-
zierung der Kohlentarife zu erwirken oder die nur bedingt verwendbare Rohbraun-' 
kohle unter angemessener Senkung der Frachtsätze aus dem Ausnahmetarif 6. 
herauszunehmen, schei.terten an den fimtnziellen Schwierigkeiten der Eisenbahn-

und am WIderspruch der Steinkohlenindustrie, wobei auf die günstige 
Lage. des_ Braunkohlenbergbaues im Vergleich zur Steinkohlen-

mdustrw und auf dw mit der gewünschten Regelung eintretenden Wettbewerbs-
verschiebungen innerhalb der deutschen Kohlenwirtschaft hingewiesen wurde., 

Zur leichteren Wiedergewinnung der dem deutschen Kohlenbergbau längs, 
der Nord- und Ostsee .zum g_roßen Teil an ausländische (englische) Kohle verloren-

.. smd auf Drängen der Beteiligten sogenannte K ü s te n-, 
tanf·e (6e bIS h) emgefuhrt worden und zwar zunächst für die westdeutschen 
und oberschlesischen Steinkohlengewinnungsstätten im Mai 1925 kurz darauf: 
für die niederschlesischen Lager und endlich im Juli 1926 für das sächsische 
Revie:. !Jas· ließ den Braunkohlenbergbau nicht ruhen.' Nach 
langwwngen Verhandlungen seiner Syndikate die vermutlich und verständlicherweise· 
nicht in Ma.ße wie de.r mit Vorkriegszahlen aufwarten 

es dIesem gelungen, ab Februar 1927 auch für ihre Er-
zeugillsse eme FrachterlelChterung in Gestalt des Küstentarifs (61) zu bekommen. 

1) Gei s sIe r, Die Tarifpolitik der Reichsbahn für die Braunkohle' in Deutsche: 
KohlenzeItung Nr. 12, 1927.. ' 
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V d F h b"nden der Fertigindustrie befaßt sich der Reichs-on en 1 ac ver a , ( A)' ' . . , 
J d d D t C h e n A u tom 0 b i 1 i n d u s trI e Im , m semer ] u r 1 s tl-verJan er eus . b d 

h Abt '1 ter anderem mit der Automobligesetzge ung un 'Recht-sc e n el ung un 'h t f ' 
h d' 'f llos den größten Ilaum emgenommen a, erner mit der sprec ung w ZWeI e . d W ttb b . 

K f h ' t d Wege· und Automoblistraßenbau, em e ewer ZWl-ra tfa rzeugs euer, em . l't D 1 schen Eisenbahn und Kraftwagen, der Automobtlverkehrsreg? ung, ml . rosc lken-
1 h 't und l'n seiner wirt sc h a f tl ich e n AbteIlung, soweit es uns ange egen eI en . ), B d h I b 

h.. . t 't Tarl'ffragen (EIsenbahn und Post. eson ers ervorzu le en ler mteresswr , Im 
ist seine Mitarbeit im Beirat für Kraftfahrwesen. 

Ziel all dieser Arbeiten ist jegliche Erleichterung des 
. P d ktl'on und Absatz der Fahrzeuge. DabCl stehen dIe all-zur SteIgerung von ro u . V d d 11 . emeinen Verkehrsvorschriften und die 1m or ergrun e. apldes 

.gA 1 d' Verkehrs und dauernde techmsche Verbesserung<)fi machen nwac Isen leses ." . 11 d' 't d V b' . 
1 .. f' A" d der gesetzlichen BestImmungen nohg, so Je ml er er 1111-JUU Ig n erungen . .. l' 1 FI . 

t bte Ausdehnung mcht kunst lC wn emmmssen unter-gung der Fahrzeuge ers re d G . 1 t r Z B t ttot bessere Bereifung eine Heraufsetzung er eWlc 1 sgrenze 
. größerer Geschwindigkeiten. für Lastkraftwagen Auch 

. 1 1 tl' h I'Tl'nsicht werden ErlClchterungen erstrebt. DIe Befug-m verwa tungsrec 1 lC er :1. . ' t dIll . Z 1 1 b' u erteilen muß den wCltverZWeIg en un sc me er er-ms u assungser au ms z, d d' H dl b d' unteren Verwaltungsorganen übertragen un w an la leses 
V d· D 1" d n vereinfacht werden (Wegfall zahlreIcher For-erfahrens durch lC ue lOr e . G f'" 
malitäten und langer Bearbeitungsdauer der Anträge}. Da Go-
biete nicht selten unklare Bestimmungen enthalten un "organge el den 
Behörden fehlen müssen deren sich widersprechende zur 
Entscheidun eIe t werden. Ferner erfordert der wac sen e, urc gangs-
verkehr mit g einheitliche Richtlinien über .und 
von Warnungstafeln und Wegweisern, und läß t es Ilg erscheIfnfen, elne 

t f.. das ganze ClC 1 zu sc a en. Straßenverkehrsordnung als Rahmengese z ur 
Bei den Beratungen mit der Regierung und dem Reichstag über 

lung der Kraftfahrzeugsteuer spielte der RDA. unter. den Wut-
schafts- und Verbraucherverbänden eine führende Seme ausfuhrhche 1?enk-
schrift über die Kraftfahrzeugsteuerfrage, die im Mal 1927 bIldete 
neben der des Deutschen Automobilhändlerverbandes un . en r e des 
finanzpolitischen Ausschusses des d.lC Grundlage fur die 
Vorarbeiten der Regierung. Die Denkschrift des RDA., dIe d.er Pauschal_ 
wie Verbrauchsbesteuerung prüft, und dabei zum 1m welten Umfang 
ausländisches Material heranzieht, spricht sich für eme aus. 
In zahlreichen Lichtbildervorträgen vor den W?rde 
die Stellungnahme des RDA. begründet. Die Vorschlage zu emer remen Bettiebs_ 
stoffsteuer, für die einzelne Verbraucherkreise bei den des Gesetz-

im Beirat für Kraftfahrwesen, Reichswirtschaftsrat, und Reichs_ 
tag lebhaft eintraten oder zu einer kombinierten Pausch- und BetrIebsstoffsteuer, 
wie sie der Deutsche Automobilhändlerverband befürwortete, wurden als gegen-
wärtig ungeeignet abgelehnt. Die Einführung einer solchen, durchaus als er-
strebenswert anzusehenden Verbrauchssteuer, die den Benutzungsgrad des Fahr-
zeuges mit berücksichtigt, mußte in Anbetracht der Verhältnisse 
(zahlreiche Arten von Betriebsstoffen, große Zahl von verscho_ 
ben werden. Die vom RDA. vorgeschlaßenen Steuersätze, . fur dlC auch die ge-
ßamte Wirtschaft eintrat, erfuhren allerdings durch den Emfluß der Straßenhau 

I 
! 
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und -unterhaltung vertretenden Gemeindeorganisationen (Deutscher Landkreistag, 
Deutscher Städtetag, Verband der Preußischen Provinzen) eine Erhöhung. 

Über die Stellungnahme der Automobilindustrie zum Straßenbau sowie über 
den Wettbewerb' zwischen Kraftfahrzeug und Eisenbahn sind beim IlDA. Denk-
schriften in Vorbereitung, deren endgültige Fertigstellung jedoch noch längere Zeit 
in Anspruch nehmen wird.1) Man hofft bei der erstgenannten Arbeit aus der 
Gegenüberstellung der Kostenaufwendungen für den deutschen Straßenbau und 
der anteiligen Höhe aus dem Ertrag der Kraftfahrzeugsteuer Schlüsse ziehen zU 
können, die auch für die weitere Behandlung der Frage der Kraftfahrzeugsteuer 
richtunggebend sein müssen. Eine weitere Denkschrift soll die Zusammenhänge 
der Betriebsstoffsteuerfrage eingehend prüfen, da durch die Entschließung des 
neichstages vom 16. Dezember 1927 die Ilegierung aufgefordert worden ist, bis zum 
1. Oktober 1930 eine Denkschrift über die praktische Durchführbarkeit der Ver-
bindung eines Pauschalsteuersystems mit einer Leistungs- oder Verbrauchssteuer 
zu unterbreiten. -

Der Ver ein D e u t s c her M a s chi n e n bau ans tal te n (VDMA.) Berlin, 
der auch sonst durch qualitativ hochstehende wirtschaftspolitische Tätigkeit be-
hnnt ist 2), -gehört zu den verkehrspolitisch rührigsten Verbänden der Fertig-
industrie. ' 

Als Gesamtvertretung umfaßt er heute mehr als 90 % der deutschen Ma-
schinenindustrie. Es gehören ihm 2300 Firmen an, von denen 1400 unmittelbar 
als Einzelmitglieder und 900 mittelbar durch 80 Fachverbände angeschlossen 
sind. Die Zahl der in diesen mittelbar und unmittelbar angeschlossenen Mn-
schinenbaufirmen beschäftigten Arbeiter und Angestellten beträgt rund 600000. 
Dieser Unterbau macht den vorzüglich geleiteten VDMA. zu einem gleich starken 
Kontrahenten der ReichsbClhn und' außerdem zu einem, wo nicht dem wichtigsten 
Interessenvertreter der weiterverarbeitenden Industrie auf tarifpolitischem Gebiet. 
Ip.nerhalb der Arbeitsgebiete seiner Geschäftsstelle hat er ein besonderes Ileferat für 
Verkehrsfragen eingerichtet. Die. Haupttätigkeit dieser Abteilung besteht in der 
Behandlung von Fragen der Eisenbahnfrachten und -gebühren, der Überseeversen-
dung usw. Die Bemühungen während der letzten Jahre gingen hauptsächlich 
dahin, die ungünstige Entwicklung der Tarifvorschriften, die kurz nach dem 
Kriege für Maschinen und Apparate eingetreten war, wieder rückgängig zu machen, 
die Verfrachtung von Ausfuhrgut zu erleichtern und die Verkehrsinteressen der 
Maschinen- und Apparateindustrie nach jeder Richtung hin wirksam zu ver-
treten. Der VDMA. ist hier, wie auch in anderen wirtschaftspolitischen Fragen, 
mit seinen hochwertigen Erzeugnissen der Gegenpol der Eisen- und Stahlindustrie 
des Westens (Stahlwerksverband}. 

cc) Der Ileichsverband der Deutschen Industrie (nD!.). 
Der Reichsverband der Deutschen Industrie ist bekanntlich die 1919 gebildete 

Spitzenvertretung der gesamten deutschen Was oben allgemein und im 
besonderen beim D; 1.- und H.-Tag über Spitzen- und freie Verbände gesagt wurde, 
gilt auch für den IlDI. Seinen Entschließungen und zahlreichen Eingaben in all-
gemeinen und prinzipiellen Fragen kommt selbstverständlich eine hervorragende 
Bedeutung zu. Gegenüber dem D. 1.- und H.·Tag, mit dem er, wie oben erwähnt, 
teilweise zusammenarbeitet, fällt bei ihm die Wucht begrenzter Interessen ins 

1) Vgl. Geschäftsbericht des RDA. für das Jahr 1927. 
, 2) V gl. K. GI 0 ger. Konjunkturbeobachtung in Unternehmung und Unternehillerverbän-

den, Berlin 1928. . ' 
Zcibehr. f. Verkehrnl'i ... n.eh.rt. 7. Jahrg. Delt UI/IV. 8 
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Gewicht. Von der Menge der kleineren Eingaben. vermitteln die ."Geschäftlichen 
Mitteilungen für die Mitglieder des RD!." (GM.) dIe beste Kenntms. 

Der Verkehrsausschuß des HDI. besteht aus etwa. 80. Mitglie.dern. Unter-
bzw. Sonderausschüsse wurden gebildet für Angelegenheiten der 
gleise, Güterwagen, Binnenschiffahrt, des Kraftfahrwesens, der Post, de: Klel',!-
bahnen, der EVO. und der Gütertarifreform. Dem gehore',! dlO 
Mitglieder und Stellvertreter des Ausschusses der der 
Ständigen Tarifkommission, soweit sie zu den "Industrie und "Bmnen-
schiffahrt" zählen, ohne weiteres an. Außerdem. 1St darauf gelegt worden, 
daß jeder Fachgruppe, sowie jedem landschafthchen eme .angemessene 
Vertretung im Verkehrsausschuß gesichert ist. Alle Jedoch 
der Verkehrsinteressenten bei der Ständigen zu 
ist deshalb nicht möglich, weil dafür nur 6 ordenthche und 
der Industrie zur Verfügung stehen. Das enge Zusammenarbmten zWlschen dem 
Ausschuß der Verkehrsinteressenten und dem Verkehrsausschuß RD!. .. bietet 
aber Gewähr, daß es bei allen Fragen, die die. einze.lnen beruhr?n, 
durch Vernehmung von Sachverständigen ermöghcht wlrd, auch dlese Industnen 
zu Worte kommen zu lassen. 1) 

Der Verkehrsausschuß lehnt es aus wohlerwogenen. sich für 
die Wünsche einzelner Industrien, z. B. auf Detarifierung lhr.er Gute;, emzusetzen. 
Durch die Herabtarifierung einer einzelnen Warengruppe Wird z:vetfellos das In-
teresse anderer berührt sei es daß diese dafür in höhere Tanfklassen versetzt 
werden, sei es daß di; Aussi;hten auf allgemeine Tarifherabsetzung vermindert-
werden. Dahe: überläßt der Verkehrsausschuß derartige Anträge den einzelnen· 
Fachgruppen, wobei durch den Ausschuß der Verkehrsinteressenten die. sach-
gemäße Prüfung eines jeden Antrages gewährleistet ist. .. . . 

Anerkannt bedeutend und allein vertretend ist der RDI. mtt semem Anschluß-
gleisausschuß, auf einem Gebiet, das für seine Interessenten wichtig ist, 
wenn man bedenkt, daß etwa 80 % aller Güter auf ver- und 
entladen werden. Hier besteht tatsächlich eine Arbeitstellung. zWischen RD!. 
und p. 1.- und H.-Tag, insofern als die vom RD!. be-
arbeitet werden, wogegen die Fahrplangestaltung das ArbmtsberelCh des Fahrplan-

D. 1.- und H .. Tages ist. '. .. 1"" 
DIe Bedmgungen für die Zulassung von Pr 1 v a t ans chI u s sen ) smd m 

,den letzten Jahren mehrfach geändert und neugefaßt worden. Inflation, Ruhrein-
bruch und Umstellung der DRG. haben die bestehenden Verhältnisse immer 
Vierwickelter ßemacht. Die Bestrebungen gehen nunmehr dahin, das 
Recht der Pnvatanschlüsse einer Nachprüfung und Neuregelung zu unterziehen 

dem Ziele, die übermacht der DRG. bei Auslegung und .dies?r. Be-
dmgungen zugunsten des Anschließers einzuschränken und eme emheltllche 

<ler Bestimmungen herbeizuführen. Diese Mängel wurden deutlich, 
als dle ReIChsbahn nach ihre, Vergesellschaftung und Belastung dazu überging, 
den Anschlfeßern neue Vertragsentwürfe zur Anerkennung zu übersenden, mit 
zum Teil ganz erheblichen Steigerungen der Sätze für Anschlußgebühren, Pausch-
vergütungen und Lagerplatzmieten. Dabei stellten manche Reichsbahndirektionen, 
plötzlich zu stark mit "kaufmännischem Geist durchtränkt", übertriebene Forde-

Erklärten sich die Anschließer damit nicht einverstanden, so wurde nicht. 
selten die. Kündigung des Ans?hlusses angedroht oder ausgesprochen. pie mit 

1) Vgl. J. He rl e, Aufgaben und Tätigkeit des Reichsverbandes der Deutschen Industrie. 
Bericht der Geschäftsführerkonferenz in Würzburg, 1924. ' 
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der unterschiedlichen Behandlung in den einzelnen Gebieten verbundenen uner, 
freulichen Verhältnisse, die allgemeine starke Belastung der Anschließer und die 
schwer nachprüfbare Behauptung der Reichsbahn, daß ihre Selbstkosten auch 
heute noch nicht durch die bestehenden Gebühren gedeckt würden, veranlaßten den 
Ausschuß, die gesamten Fragen eingehend zu prüfen. Dabei stützte er sich be-
sondßrs auf das von den Verbänden des Ruhrgebietes überlassene wertvollo 
Matmial urid deren reiche Erfahrungen. 

Bish.er wurde der Reichsbahnhauptverwaltung ein Antrag auf eine Neu-
gestaltung des Anschlußgebührentarifs durch Erweiterung der Wagengruppen vor-
gelegt. Es wird darin von der Tatsache ausgegangen, die schon im bestehenden 
Tarif an.erkannt ist, daß auch bei den Privatanschlüssen die Selbstkosten der 
Reichsbahn mit der Zunahme der Verkehrsmengen fallen. Anlage und Unterhal-
tung umfangreicher Freiladestraßen und ein großer Teil von Arbeiten (Anbringen 
ausgefüllter Beklebezettel, Kupplung der Bremsschlauche, Zusammensetzung der 
Wagen nach Abgangsrichtungen usw.} werden der DRG. mit zunehmendem 
Massenverkehr der großen und größten Anschließer so weit abgenommen, daß 
ihre Kosten auf ein sehr geringes Maß herabgedrückt werden. Es schien dem RDL 
daher nicht angebracht, eine allgemeine Senkung des gesamten Anschlußgebühren-
tarifs zu beantragen, sondern eine günstigere Gestaltung der Anschlußgebühren: 
zunächst nur bei den größeren Anschlüssen zu erstreben, wie das in dem erwähn-
ten Antrag zum Ausdruck kommt. 

Was die Pauschvergütungen für Privatanschlußgleise anhingt, so gaben ins-
besondere die hohen Mieten für das vom Anschluß benutzte Reichsbahngelände 
zu wiederholten Beschwerden und Klagen Anlaß. Hinweis und Berufung auf 
verschiedene gerichtliche Urteile, in denen übermäßige und zulässige Miets-
sätze festgestellt worden waren, halfen in zahlreichen anderen Fällen, eine Sen-
kung des Geländemietzinses zu erreichen. 

Zur Beseitigung der willkürlichen Festsetzung von Lagerplatzmieten und 
Nutzungsg,ebühren gehen die Bestrebungen dahin, die Reichsbahnhauptverwal-
tung zu .einheitliche Richtlinien über die Bemessung der Gebühren 
zu erlassen, Wle Sle dle Gruppenverwaltung Bayern schon lange für ihren Bereich 
llerausgegeben hat. Besonders die rheinisch-westfälische Industrie wünscht die, 
selbe günstige Gestaltung der Lagerplatz- und Nutzungsverhältnisse für sich wie 
sie dort gehandhabt werden. Statt der bisher von den preußischen Direktionen 
geübten Festsetzung. der Gebühren "nach den Vorteilen, die die Mieter aus den 
Lagerplätzen oder dle Nutzungsnehmer aus den Gestattungen ziehen", wird als 
richtiger und gerechter empfohlen, Höchstgebühren festzulegen, denen nur die 
tatsächlichen Aufwendungen der Reichsbahn und nicht alle möglichen wirt-
schaftlichen Momente auf Seite des Dritten zugrunde gelegt werden. . 

Zu bestimmten Vorschlägen, etwa in Form eines "Reichsgesetzes für Privat .. 
anschlußbahnen", haben sich die Arbeiten bisher noch nicht verdichtet. Die 
notw.endigsten Ergänzungen der bisherigen Bestimmungen, über die Ahrens 2) 
nähere Ausführungen macht, sind dabei zu treffen für Anlage und Aufhebung 
des Anschlusses sowie über das Verfahren bei Änderungen der Bestimmungen. 
Freies Ermessen und Ausübung eines Druckes auf den schwächeren Kontrahenten 
durch die DRG. muß dabei zugunsten des AnschIießers oder 'Anschlußsuchenden 
eingeschränkt werden. Ferner soll jede bisher im Belieben der Reichsbahn 

1) Vgl. A h ren s in Mitteilungen des Vereins zur Wahrung der gemeinsamen wirtschaft· 
lichen Interessen in Hheinland und Westfalen, Nr.3, 1926. ..' 

2) s. J\. h ren s a. a. O. 
8* 
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t 1 d " d d B stimmungen der Zustimmung cines paritätisch zusammen-
s e e AAn er bedürfen Dieser könnte gebildet werden aus einer Anzahl 
gRes.elz benl usstc lUt sses ed der' gleichen Zahl von Vertretern wirtschaftlicher 

CIC IS a lIlver re ern un '. " k" 
S 't b" d wobei' etwa das RVM den Vorsitz fuhren onnte, pi zenver an e, 'd I d . d b f Il ' Staffelun der Gebühren und Höhe des Wagen s ta n ge .. e s sm e en a s m 

I Jg h G tand zahlreicher Eingaben und Erorterungen gewesen. den etzten aren egens . 1 b' I ' t 
k t . t d B 'spl'el deshalb weil es zClgt, welche un )ea SlC Ihg en Bemer enswer IS as Cl, h b k" E d , k ft" 1 t sellr einleuchtende Neuerungen a en onnen. n e AuswIr ungen 0 zunac IS , . k .. . V 

1925 hatte das Eisenbahnzentralamt der Ständigen emen or-
'hl " d d Wagenstandgeldsätze unterbreItet, bm dem außer der sc ag zur An erung er d W t' I (1'1 Standdauer (1, 2, 3 und mehr Tage) auch das ene agenma ena an-
I d Üb fl ß) f" d'e Höhe ausschlaggebend sem sollte, So stark das, Inter-

ge oder W.ert uh ft ur "I lIst an ermäßigten Sätzen für die Zeit des Wagenüber-esse er Ir sc a zunac . G f h 1 d ß d' 
fl I d h b . der getroffenen Regelung dIe e a r na le, a le usses war, so ag oc el I" b t t D' F I 
Verkehrstreibenden die Güterwagen geradezu als LagerPdatze le 1 '?hgte 
d b " l" f' Wagen mangel bei dem ann e rac lC er 10 e avon a er ware lau 1ger " b W k h 't" 
S"t . A h k würden Wann hegt nun a er" agen napp el a ze In nrec nung ommen· ,,' B I' b d 

? D . h d B 'ff . d Utl'g kaum festlegen läßt, ware es ms e le en er vor a SIC ,er egn em e 'k t 'h d' W' t 
DRG, gestellt, diesen Zustand als gegeben anzusehen. onn e SIC lC lr-
schaft nicht befreunden, Der Vorschlag wurde zuruckgezog,en: 

Ein umfangreiches Arbeitsgebiet hatte ebenfalls m der letzte?, ZeIt der EVO.-
Ausschuß aufzuweisen, der in vielen Sitzungen immer die laufenden An-
träge Zur Reform der EVO., sichtete und an das RVM. weIte

l 
rletltellte, bAevotr "der 

Referentenentwurf vom Januar 1928 herauskam. t seen lCse n rage, 
wie auch d' d D I d H _'I' ges und des Reichsverbandes des Deutschen le es . ,- un ,a S· T"t' 't Groß- und Überseehandels beträchtliche Kompendien dar. eme a 19.,el lS 
übrigens mit dem Inkrafttreten der neuen EVO. am 1. Oktober er-
schöpft, denn dauernd gibt es neue Änderungswünsche, und WIrd die 
neue EVO. auch Härten zeitigen, die erst die Praxis erkennen. laßt. 

Der Güterwagenausschuß bemüht sich seit Jahrer,t um dIe Vermehrung der 
großräumigen offenen Seinen darauf 
insbesondere den über die Ausstattung gemachten Vorschlagen verschlIeßt slCh 
das Reichsbahnzentralamt nicht mehr. 

b) Handel. " . 
Bei den Vereinen des Handels verschiebt sich der Schwerpunkt der BetätI-

gung verkehrspolitisehern Gebiet nach dem Post- und 
Die Bedeutung des Nachrichtenverkehrs für den Handel hegt auf der Hand. 

Kaum eine andere Wirtschaftsgruppe _ und bei dieser hauptsächlich der 
,Großhandel - ist in gleichem Maße und Umfang am Bnef-, Telegraphen- und 

beteiligt und hat ein so ausgedehntes zu" Her-
Abnehmern ständig zu unterhalten. Ermaßlgung 

fur Verkehrszweige, ihre weitmöglichste Anpassun? an dl.e Vork.negs-
satze und des Auslandspostverkehrs sind neben emer Reihe klemerer 
Anregungen dlC Hauptforderungen auf diesem Gebiete. 

Daneben gilt die besondere AUfmerksamkeit der Verbände der Personentarif-
politik. Daß die Entwicklung des Handelsverkehrs eine intensive und individuelle 
Bearbeitung von Abnehmern und Lieferanten nötig macht, ist gleichbedeutend mit 
einer ständig wachsenden Heisetätigkeit. Die auf diesem Gebiete außerordent-
lich regen Interessenvertretungen (der Reichsverband des Deutschen Groß- und 

Verkehrspolitik und wirtschaftliche Interessenvertretungen. 117 

Überseehandels, der Centralverband Deutscher Handels-Vertreter-Vereine, der Ver-
band reisender Kaufleute Deutschlands, der Bund reisender Kaufleute im DHV. 
u. a.) setzen sich daher nicht nur gegen die Absicht der DRG. bei Fehlbeträgen 
zunächst die Personentarife zu erhöhen, scharf zur Wehr, sie fordern darüber 
hinaus Vergünstigungen und Erleichterungen für den Berufsreiseverkehr. Das 
kaufmännische Prinzip, "Großbenutzern" einen Rabatt einzuräumen, scheint die 
DRG. an sich anzuerkennen. Ihre Bedenken liegen dagegen darin, daß der Anreiz 
dieser Ermäßigung nicht zu dem in Aussicht gestellten Verkehrszuwachs und zur 
Benutzung höherer Wagenklassen führen würde und daß die angestellten prakti-
schen Untersuchungen eine Vermehrung der Abfertigungskosten ergeben haben. 
Bei den Verhandlungen im D. 1.- und ll.-Tag wurde von Vertretern der DRG. darauf 
hingewiesen, daß der Zeitpunkt dieser Forderung ungünstig gewählt sei. Wir 
wissen heute, daß die am 7. Oktober 1928 in Kraft getretene Personentarifreform 
den Bestrebungen im Wege stand. Bei der künftigen Behandlung dieser Frage sollte 
man jedoch die psychologische Wirkung einer solchen Maßnahme nicht unter-
schätzen. Gewiß wird damit die Entwicklung des Kraftwagenverkehrs, über 
dessen zunehmende Bedeutung für den Geschäftsreiseverkehr die Verbände Um· 
fragen veranstaltet haben, nicht aufgehalten werden, aber besser scheint es doch, 
von vornherein den alten Verkehrs umfang zu erhalten, als später mit kost-
spieligen Werbemaßnahmen vielleicht ergebnislos zu versuchen, verlorene Be· 
nutzerkreise wiederzugewinnen. 

Im folgenden noch einige Ausführungen über die beiden Spitzenverbiinde des 
Handels, den Reichsverband des Deutschen Groß- und Überseehandels und die 
Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandels, sowie den Hansabund für Ge-
werbe, Handel und Industrie und schließlich den Automobilhändler-Verband. 

Der Reichsverband des Deutschen Groß- und Überseehandels 
(RDGÜ.) ist im Juli 1927 aus dem Zusammenschluß des Zentralverbandes des 
Deutschen Großhandels mit dem Reichsverband des Deutschen Ein- und Aus-
fuhrhandels hervorgegangen. Die verkehrspolitische Betätigung in größerem Stile 
brachte der Zentralverband mit. Auf wiederholte Anregungen aus den Kreisen 
seiner Mitglieder beschloß dessen Präsidium im Januar 1925 die Bildung eines be-
sonderen Verkehrsausschusses. Die wachsende allgemeine Bedeutung der Ver-
kehrsfragen und die Notwendigkeit der Berücksichtigung von Großhandelssonder-
interessen ließen Bedenken etwaiger Doppelarbeit in Anbetracht der gleichen Aus-
schüsse beim D. 1.- und ll.-Tag und beim RD1. zurücktreten. Berücksichtigt 
man, daß hinter diesem Reichsverband zahlreiche Bezirksgruppen und Fach-
verbände des Groß- und Überseehandels stehen und daß die großen Verkehrsfragen 
soweit wie möglich aufs engste auch im Einvernehmen mit den maßgebenden 
und nahestehenden Spitzenverbänden zusammen bearbeitet werden, so wird 
man von einer Überorganisation nicht reden und dem RDGÜ. bei sachkundiger 
Vertretung seiner verkehrspolitischen Interessen die Berechtigung zu dieser Tätig-
keit nicht absprechen können. Jedenfalls wird ihm eine größere Aktivität auf 
diesem Gebiete, die schon gute Ansätze aufzuweisen hat, früher oder später die 
gewünschte Vertretung in den Verwaltungskörpern von Reichsbahn und Reichspost 
verschaffen. Auf enge Fühlungnahme mit seinen Bezirksgruppen und Fachverbänden 
und dieser wieder mit den zuständigen Reichsbahndirektionen wird großer Wert 
gelegt, besonders im Hinblick auf die Tatsache, daß die Reichsbahnhauptverwal-
tung zahlreiche Einzelanträge ihren Direktionen überweist. Der RDGÜ. glaubte 
aus einem weiteren Grund Veranlassung zu haben, auf die Verkehrsprobleme, 
insbesondere die Tariffragen, sein besonderes Augenmerk zu richten. Seine Mit-
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glieder beschäftigten sich nämlich auffallend wenig mit diesen Dingen, eine 
Tatsache deren Ursache wohl in dem kleinen Personalstand des einzelnen Unter-
nehmens' dieses Wirtschaftszweiges zu suchen ist. Mit Recht betont demgegen-
über der Referent dieses Faches die große Bedeutung der Gütertarife auch für den 
Großhandel deren genaue Kenntnis diesem vielleicht mehr noch als der stand-

Industrie die Möglichke.it von 
tümlichkeiten biete. Nur so könnten (he Waren uber den tanfansch gunstIgsten 
Weg geliefert und bezogen werden. Andererseits müßten aber a.uch u.nvorher-
gesehene Tarifiinderungen, die meist in Form von Ausnahmetanfen eme Ver-
schiebung der WiCttbewerbsverhältniss.e herbeiführen, werden, um 
Schädigungen für manche HandelsbezIChungen zu verhmdern. 

Die Hauptgemeinschaft des Einzelhande!s 
det 1919) ist ebenfalls ein Verband der Verbande. In 74 und Bezrrksver:men 
sowie 15 Industrie- und Handelskammervertretungen smd uber 320000 Emzel-
händler, die organisationsfiihig sind, Es. liegt in der .Natur 
dieses Wirtschaftszweiges, der u. a. z. B. den. Klemhandel mit 
Be.kleidungsgegenständen und den nörsenver:l.n Deutschen Buchhandler zU 
semen Mitgliedern zählt, daß ihn m der Hauptsache des 
Postverkehrs interessieren. Da nun der VorsItzende der Hauptgememschaft, 
H. Grünfeld, als vorzüglich sachkundiges Mitglied der Berliner 1.- und H.-Kammer, 
des Postausschusses des D. 1.- und H.-Tages und des Verwaltungsrates der Deut-
schen Iteichspost, deren Sonderinteressen in den letzten Körperschaften 
ausgiebig vertreten kann, erübrigt sich die Einrichtung emes Aus-
schusses. Kleinere Anträge und Stellungnahmen .gelegenthch auch von 
der Hauptgemeinschaft allein und selbständig weItergelCltet. Zusammenfassend 
kann aber gesagt werden' daß die Verkehrs interessen des Einzelhandels infolge 
des relativen dieser Fragen und der persönlichen Verflechtung im 

1.- und H.-Tag genügend gewahrt werden .. Die gute 
germge Interessenkollision bringt den Einzelhandel luer auch kaum m BedrangnJs 
durch Industrie und Großhandel wie auf anderen Gebieten. 

. Die Eigenart der hier in Frage stehenden Tätigkeit n s abu n des liegt 
darm, .. daß er sich in der Hauptsache auf große .prmzlpICIle 
beschrankt u?d seine Stellungnahme außer in teIlwClse etwas. propagandistIsch 
gehaltenen Emgaben häufig in öffentlichen Erklärungen kundgibt. 

Zu d.en ständigen Programmpunkten zählt bei ihm als eine der ersten Forde· 
"Entlastung des Wirtschaftslebens durch Ermäßigung der gegenwärtig 

u?ermaßlg hohen Eisenbahn-, Post- und Fernsprechgebühren". So nimmt es 
daß er in den letzten Jahren den Kampf der Wirtschaft gegen die 

Tanfpohhk der staatlichen Verkehrs unternehmen mehrfach als ihr Wortführer 
der Erfolg im Sommer 1927 ausblieb und die Post trotzdem zur 

Erhohun.g Ih.rer Gebühren schritt, zog er seine Konsequenzen nach der Richtung, 
er m emgehend begründeter Eingabe im Dezember 1927 die gesetzgebenden 

hat, die Tarif- und Gebührenpolitik der Deutschen 
Reichspost wie Ihre gesamte Haushaltsgebarung wieder unter dem Einfluß der 

d. h. des Heichsrats und des Reichstages, unter 
Sicherung emes starken Mitbestimmungsrechtes der im Verwaltungsrat der Reichs-
post wirkenden Wirtschafter zu stellen. 

Der D e u t s ch e Auto mobil- Hä ndle l' _ V Cl' band (Reichsverband für Kraft-
fahrzeughandel und -bedarf) vertritt im Gegensatz zum Heichsverband der Deut-
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schen Automobilindustrie die Interessen der Verbraucher. Das zeigt sich deutlich 'in 
der Frage der Kraftfahrzeugbesteuerung, wie wir gleich noch sehen werden. 
Hinsichtlich seiner Mitarbeit im Beirat für das K.raftfahrwesen, in der Arbeits-
gemeinschaft für das Droschkenwesen in Berlin und in Gesetzgebungs- und Ver-
waltungsfragen des Kraftfahrzeugverkehrs gilt das gleiche wie bei dem Reichs-
'verband der Deutschen Automobilindustrie. Auf Grund einer sorgfältigen Prüfung 
der ausländischen Erfahrungen und der Bedürfnisse der deutschen Verbraucher 
selzte er sich von vornherein für die Einführung einer Betriebsstoffsteuer ein. Um 
den übergang zu diesem neuen System in Deutschland zu erleichtern, einigte 
man sich dann innerhalb' seiner Reihen dahin, daß wenigstens annähernd die 
Hälfte. des gesamten Steuerertrages durch die Betriebsstoffsteuer aufzubringen sei, 
während für den Hest zunächst noch das von der Automobilindustrie verteidigte 
System der Hubraumsteuer bestehen bleiben sollte. Der Verband propagierte seine 
ebenfalls in einer Denkschrift niedergelegten Vorschläge lebhaft, besonders durch 
zahlreic.he Vortr.äge. in Automobilklubs und anderen Automobilbesitzervereinigungen. 
Man WIll dabei eme große Anhängerschaft für den Gedanken der Betriebsstoff-
steuer festgestellt haben. Wenn es trotzdem nicht gelang, den Entwurf durch-

so sieht hauptsächlich in der überschätzung der steuer-
techmschen SchwlengkeIten bCi der Erhebung und in der übereilten Durch-
.beratung Als dann die Unmöglichkeit, die Betriebstoffsteuer 

ersiChthch wurde, kam es ihm darauf an, mit den übrigen inter-
essICrten Korpers?haften den auf der Grundlage der Hubraumbesteuerung 

der Regierung herabzusetzen und die Bestrebungen der Wege-
baupfhchhgen, Ilm noch zu erhöhen, zu verhindern. Besonderen Wert legte der 
Verband aber darauf, daß die Einführung einer Betriebsstoffsteuer damit nicht 
l'lndgültig begraben sein sollte. Er setzte sich deshalb in einer unmittelbar vor 
den Reichstagssitzungen abgehaltenen Besprechung von Vertretern 
der gesamten WIrtschaft dafür ein, daß das Gesetz befristet werde. Wie wir schon 
heim Reichsverband der Deutschen Automobilindustrie sahen, geschah dies auch. 

c) Landwirtschaft . 
Auch zwischen den freien und öffentlich-rechtlichen Vertretungen der Land-

wirtschaft ist ein Zusammenarbeiten festzustellen. So beruft der Deutsche Land-
heim Vorliegen be.sonders wichtiger Tarifierungs- und sonstiger 

dlC maß gehenden landWirtschaftlichen Organisationen (Reichslandbund, 
Vereliligung der Deutschen Bauern-Vereine u. a.)' einschließlich der Genossen-
schaftsverbände zu gemeinsamer Aussprache. Diese landwirtschaftlichen Vertre-
tungen sich jeweils auf eine bestimmte Entschließung, so daß ihre 
verkehrspohtJsche Stellungnahme eine einheitliche ist_ 

Der wichtigste freie Verband ist der Re ich s I an d b und der 1921 aus dem 
früheren Bund der Landwirte und dem Deutschen entstanden ist 

.37 Bezirksverbände u.mfaßt. Sein beträchtliches Arbeitsgebiet in verkehrs-
pohhschen Fragen deckt Sich sachlich mit dem des Deutschen Landwirtschafts-
rats, die Forderungen jedoch sind weiter gesteckt. 

Hervorzuheben ist seine lebhafte propagandistische Stellungnahme gegen die 
Außer den allgemeinen Argumenten der Kanalgegner (Unwirtschaft-

lichkeit der. und volle Leistungsfähigkeit der DRG., erschwerte 
Lastenaufbrmgung fur dlC DRG., Wahrscheinlichkeit von Tariferhöhungen und 
neuen Steuerlasten usw.) werden als besonders schädlich für die Landwirtschaft 



120 Verkehrspolitik und wirtschaftliche Interessenvertretungeri. 

die Enteignung und Zerstörung wertvollen Kulturlandes und die Entziehung der 
Bodenfeuchtigkeit durch Senkung des Wasserstandes angeführt. Es wird dabei 
besonders hingewiesen auf zahlreiche Schädigungen, die die seinerzeit durch-
geführte Unterweser-Korrektion der Landeskultur und zwar erst jetzt nach vielen 
Jahren gebracht habe. Dagegen würden die von den Wasserstraßenbauten ver-
schlungenen beträchtlichen Kapitalien für andere wichtige Aufgaben, z. B. für 
die Landeskultur, nicht aufgebracht werden können. 
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DieWirtschaftsf'ührungderDRP.unterdem Einßuß desRPFG.l) 
Von Dr. H. He 11 mut h, Oberpostdirektor, 

Dozent an der Hochschule für Wirtschafts· und Sozialwissenschaften in Nürnberg. 

I. Grundsätzliches. 
1. Als öffentliche Verkehrsanstalt 2) bedarf die DHP. gleich jedem anderen 

Reichs- oder Staatsbetrieb der sächlichen Mittel, die ihr als unerläßliche wirt-
schaftliche Unterlage zur Erfüllung ihres gemeinnützigen Wohlfahrts- und Für-
sorgezwecks verhelfen. Bei der Bewirtschaftung dieser sächlichen Mittel war 
die DRP. bis vor wenigen Jahren gleich den übrigen Reichsverwaltungen in den 
Hahmen des allgemeinen Reichshaushalts eingespannt, hing wie jene in der 
Finanzgebarung und im Rechnungswesen, vielfach auch in der Gebührenpolitik von 
den für Reichsbehörden bestehenden verfassungsmäßigen Bindungen ab.S) Auch 
die Leitung vollzog sich nach den allgemeinen verwaltungsrechtlichen Grundsätzen, 
war rein staatsverwaltungsmäßig eingestellt. 

In den ersten Nachkriegsjahren hatte die DRP. unter den äußerst schwierigen 
Verhältnissen infolge der Kriegswirkungen, besonders unter der Geldentwertung 
schwer gelitten. Die gesamten Betriebseinrichtungen, insbesondere die Telegraphen-
und Fernsprechanlagen, waren herabgewirtschaftet und technisch und finanziell 
erheblich entwertet, das Personal war in seiner Leistungsfähigkeit 
der Arbeitserfolg durch die Einführung des Achtstundenarbeitstags gemindert. 
Dadurch erreichten die Betriebskosten eine beträchtliche Höhe, während die Ein-
nahmen, das sind in der Hauptsache die Gebühren, die aus finanz- und wirt-
schaftspolitischen Gründen, aus kulturellen und sozialen Rücksichten zum Besten 
der Allgemeinheit niedrig zu halten sind, wesentlich zurückblieben. Die Reichs-
post- und Telegraphenverwaltung haUe unter diesen Umständen nicht mehr wie 
in der Vorkriegszeit Überschüsse, sondern dauernde Fehlbeträge aufzuweisen, 
deren Höhe mit steigender Geldentwertung immer mehr anwuchs. Eine Haupt-
ursache dieser Fehlbeträge war außer in den angedeuteten ungünstigen Verhält-
nissen darin zu finden, daß es der Reichs·Post- und Telegraphenverwaltung infolge 
der Bindung an die gesetzlichen Bestimmungen 3) - Abhängigkeit vom Reichstag, 
Reichsrat und zum Teil auch vom Reichsminister der Finanzen - nicht möglich 
war, ihren Betrieb nach kaufmännisch-wirtschaftlichen Grundsätzen zu leiten und 

1) D R P. = Deutsche Reichspost; R P M. = Reichspostministerium ; R P F G. = Reichs-
vom 18. III. 1924, RGBl. I S. 287; R V. = Die Verfassung des Deutschen 

ReIchs vom 11. VIII. 1919, R G BI. S. 1383; RHO. = Reichshaushaltsordnung, Gesetz vom 
31. XII. 1922, HGBl. 1923 1I, S. 17; He 11m u th Betriebswirtschaftslehre = Die Betriebs-
wirtschaftslehre der Deutschen Reichspost im Stuttgart 1929. Verlag C. E. Pöschel; 
Hell mut h, System = System des deutschen Post-, Telegraphen- und Fernsprechverkehrs-

Nürnberg 1929, yerlag der HochschulblIchhandlung Krische & Co.; Are 11 i v = Archiv 
{ur Post und TelegraphIe, herausgegeben im Auftrag des Reichspostministeriums Berlin Ver-
lag Postzeitungsamt. ' , 

2) Über Begriff und Wesen der "öffentlichen Anstalt DRP." s. Hell mut h, System, 
S. 6 f. 

Vgl. Art. 85 RV.: Einnahmen und Ausgaben des Reichs müssen für jedes 
veranschlagt und. m den eingestellt werden. Der Haushaltsplan WIrd 

vor Begmn des durch em Gesetz festgestellt"; Art. 86 RV.: "Über die Ver· 
aller der Heichsfinanzminister in dem folgenden Rechnungs-

Jahr zur Entlastung der ReIChsregIerung dem Reichsrat und dem Heichstag Hechnung. 
durch Rei.chsgesetz geregelt"; Art. 87: "Im Wege des Kredits 

durfen GeldmIttel nur bCl außerordentlIchem Bedarf und in der Hegel nur für zu 
beschafft Eine solche Beschaffung sowie die Übernahme 

SIcherheitsleIstung zu Lasten des ReIchs dürfen nur auf Grund eines Reichsgesetzes erfolgen. 


